
STADT BECKUM 

Öffentliche Bekanntmachung 

Die öffentliche/nicht öffentliche Sitzung des Rates der Stadt Beckum findet am 

Donnerstag, dem 7. Juni 2018 um 17:00 Uhr in der Aula der Antoniusschule, 

Antoniusstraße 5 bis 7, 59269 Beckum statt.  

Alle Einwohnerinnen und Einwohner sind herzlich zur Teilnahme am öffentlichen Teil der 

Sitzung eingeladen. 

Tagesordnung 

Öffentlicher Teil: 

1.  Anfragen von Einwohnerinnen und Einwohnern 

2.  Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt Beckum vom 19. April 2018 

– öffentlicher Teil – 

3.  Bericht des Bürgermeisters 

4.  Schöffenwahl 2018 – Vorschlagsliste für die Strafkammern des Landgerichts Münster 

und die Schöffengerichte des Landgerichtsbezirks Münster für die Amtszeit 

1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2023 

Vorlage: 2018/0090 

5.  Verschmelzung der RVM-Verkehrsdienst GmbH auf die 

Regionalverkehr Münsterland GmbH 

Vorlage: 2018/0100 

6.  Entsendung von Arbeitnehmervertreterinnen beziehungsweise 

Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 

Vorlage: 2018/0098 

7.  Erteilung einer allgemeinen Dienstreisegenehmigung für Ratsmitglieder, 

sachkundige Bürgerinnen und Bürger und sonstige Ausschussmitglieder 

Vorlage: 2018/0087 

8.  Neufassung der Zuwendungsrichtlinien 

Vorlage: 2018/0089 

9.  5. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. N 67 "Vellerner Straße" 

– Beschluss über die eingegangenen Anregungen und Bedenken (Abwägungsbeschluss) 

– Satzungsbeschluss 

Vorlage: 2018/0094 

10.  1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nummer 71 "An der Martinskirche" 

– Beschluss über die Anregungen zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 

   Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch 

Vorlage: 2018/0114 
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11.  3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nummer N 68 "Im Vinkendahl" 

– Beschluss über die Anregungen zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 

   Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch 

Vorlage: 2018/0115 

12.  1. Änderung des Bebauungsplans Nummer N 41 "Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße" 

– Beschluss über die Anregungen zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 

   Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch 

Vorlage: 2018/0116 

13.  Anregungen nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

Vorlage: 2018/0117 

14.  Anfragen von Ratsmitgliedern 

Nicht öffentlicher Teil: 

1.  Niederschrift über die Sitzung des Rates der Stadt Beckum vom 19. April 2018 

– nicht öffentlicher Teil – 

2.  Bericht des Bürgermeisters 

3.  Anfragen von Ratsmitgliedern 

 

Beckum, den 23. Mai 2018 In Vertretung 

 gezeichnet 

Barbara Urch-Sengen 

Allgemeine Vertreterin 



STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Innere Verwaltung 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r):  

Auskunft erteilt: Frau Urch-Sengen 2018/0090 

Telefon: 02521 29-110 öffentlich 

Schöffenwahl 2018 – Vorschlagsliste für die Strafkammern des Landgerichts Münster 

und die Schöffengerichte des Landgerichtsbezirks Münster für die Amtszeit 1. Januar 

2019 bis 31. Dezember 2023 

Beratungsfolge: 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die als Anlage zur Vorlage beigefügte Vorschlagsliste wird dem Präsidenten des Landge-

richts Münster für die Bestimmung der Haupt- und Hilfsschöffinnen und -schöffen für die 

Strafkammern des Landgerichts Münster und die Schöffengerichte des Landgerichtsbezirks 

Münster vorgeschlagen. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehenden Sach- und Personalkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzu-

ordnen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 36 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) stellt die Gemeinde in jedem 5. Jahr eine 

Vorschlagsliste für Schöffinnen und Schöffen auf. 

Demografischer Wandel 

Aspekte des demografischen Wandels sind nicht zu berücksichtigen. 

Der demografische Wandel ist aber insofern betroffen, dass es zunehmend schwer fällt, 

geeignete Bewerberinnen und Bewerber zu finden, die bereit sind, das Amt zu überneh-

men 
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Erläuterungen 

Im 1. Halbjahr 2018 werden bundesweit die Schöffen und Jugendschöffen für die Amtszeit 

von vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2023 gewählt. 

Mit Schreiben vom 22. Dezember 2017 hat der Präsident des Landgerichts Münster darum 

gebeten, eine Vorschlagsliste nach § 36 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) mit der erforder-

lichen Anzahl von Bewerberinnen und Bewerbern für die Schöffenwahl 2018 vorzulegen. 

Nach § 36 Absatz 1 GVG ist für die Aufnahme in die Liste die Zustimmung von zwei Dritteln 

der anwesenden Mitglieder der Gemeindevertretung, mindestens jedoch der Hälfte der 

gesetzlichen Zahl der Mitglieder der Gemeindevertretung erforderlich. Die jeweiligen Re-

gelungen zur Beschlussfassung der Gemeindevertretung bleiben unberührt. 

Gemäß § 36 Absatz 2 GVG soll die Vorschlagsliste alle Gruppen der Bevölkerung nach Ge-

schlecht, Alter, Beruf und sozialer Stellung angemessen berücksichtigen. Sie muss Geburts-

namen, Familiennamen, Vornamen, Tag und Ort der Geburt, Wohnanschrift und Beruf der 

vorgeschlagenen Personen enthalten und ist nach Absatz 3 in der Gemeinde eine Woche 

lang zu jedermanns Einsicht auszulegen. Der Zeitpunkt der Auslegung ist vorher öffentlich 

bekanntzumachen. 

Nach § 36 Absatz 4 GVG sind in die Vorschlagslisten des Bezirks des Amtsgerichts mindes-

tens doppelt so viele Personen aufzunehmen, wie als erforderliche Zahl von Haupt- und 

Hilfsschöffen nach § 43 GVG bestimmt sind. Die Verteilung auf die Gemeinden des Bezirks 

erfolgt durch den Präsidenten des Landgerichts (Präsidenten des Amtsgerichts) in Anleh-

nung an die Einwohnerzahl der Gemeinden. 

Die Stadt Beckum sucht insgesamt 8 Frauen und Männer, die am Amtsgericht Beckum und 

Landgericht Münster als Vertreterin oder Vertreter des Volkes an der Rechtsprechung in 

Strafsachen teilnehmen. 

Der Rat und der Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien der Stadt Beckum schla-

gen doppelt so viele Kandidatinnen und Kandidaten vor als benötigt werden. Aus diesen 

Vorschlägen wählt der Schöffenwahlausschuss beim Amtsgericht im 2. Halbjahr 2018 die 

Haupt- und Hilfsschöffen. 

Gesucht werden Bewerberinnen und Bewerber, die in Beckum wohnen und am 1. Januar 

2019 mindestens 25 und höchstens 69 Jahre alt sein werden. Wählbar sind deutsche 

Staatsangehörige, die die deutsche Sprache ausreichend beherrschen. Wer zu einer Frei-

heitsstrafe von mehr als 6 Monaten verurteilt wurde oder gegen wen ein Ermittlungsver-

fahren wegen einer schweren Straftat schwebt, die zum Verlust der Übernahme von Ehren-

ämtern führen kann, ist von der Wahl ausgeschlossen. Auch hauptamtlich für die Justiz Tä-

tige (wie Richter(innen), Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Polizeivollzugsbeamte, Be-

währungshelfer(innen), Strafvollzugsbedienstete et cetera) sowie Religionsdiener sollen 

nicht zu Schöffen gewählt werden. 

Schöffen sollten über soziale Kompetenz verfügen, also das Handeln eines Menschen in 

seinem sozialen Umfeld beurteilen können. Von ihnen werden Lebenserfahrung und Men-

schenkenntnis erwartet. Die ehrenamtlichen Richterinnen und Richter müssen Beweise 

würdigen, das heißt die Wahrscheinlichkeit, dass sich ein bestimmtes Geschehen wie in der 

Anklage behauptet ereignet hat oder nicht, aus den vorgelegten Zeugenaussagen, Gutach-

ten oder Urkunden ableiten können. Die Lebenserfahrung, die ein Schöffe mitbringen 

muss, kann aus beruflicher Erfahrung und/oder gesellschaftlichem Engagement resultieren. 
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Dabei steht nicht der berufliche Erfolg im Mittelpunkt, sondern die Erfahrung, die im Um-

gang mit Menschen erworben wurde. Schöffen in Jugendstrafsachen sollen in der Ju-

genderziehung über besondere Erfahrung verfügen. 

Das verantwortungsvolle Amt eines Schöffen verlangt in hohem Maße Unparteilichkeit, 

Selbstständigkeit und Reife des Urteils, aber auch geistige Beweglichkeit und – wegen des 

anstrengenden Sitzungsdienstes – gesundheitliche Eignung. Juristische Kenntnisse irgend-

welcher Art sind für das Amt nicht erforderlich. 

Schöffinnen und Schöffen müssen ihre Rolle im Strafverfahren kennen, über Rechte und 

Pflichten informiert sein und sich über die Ursachen von Kriminalität und den Sinn und 

Zweck von Strafe Gedanken gemacht haben. Sie müssen bereit sein, Zeit zu investieren, um 

sich über ihre Mitwirkungs- und Gestaltungsmöglichkeiten weiterzubilden. Wer zum Rich-

ten über Menschen berufen ist, braucht Verantwortungsbewusstsein für den Eingriff in das 

Leben anderer Menschen durch das Urteil. Objektivität und Unvoreingenommenheit müs-

sen auch in schwierigen Situationen gewahrt werden, etwa wenn der Angeklagte aufgrund 

seines Verhaltens oder wegen der vorgeworfenen Tat zutiefst unsympathisch ist oder die 

öffentliche Meinung bereits eine Vorverurteilung ausgesprochen hat. 

Schöffinnen und Schöffen sind mit den Berufsrichtern gleichberechtigt. Für jede Verurtei-

lung und jedes Strafmaß ist eine Zwei-Drittel-Mehrheit in dem Gericht erforderlich. Gegen 

beide Schöffen kann niemand verurteilt werden. Jedes Urteil – gleichgültig ob Verurteilung 

oder Freispruch – haben die Schöffinnen und Schöffen daher mit zu verantworten. Wer die 

persönliche Verantwortung für eine mehrjährige Freiheitsstrafe, für die Versagung von Be-

währung oder für einen Freispruch wegen mangelnder Beweislage nicht übernehmen kann, 

sollte das Schöffenamt nicht anstreben. 

In der Beratung mit den Berufsrichtern müssen Schöffinnen und Schöffen ihren Urteilsvor-

schlag standhaft vertreten können, ohne besserwisserisch zu sein, und sich von besseren 

Argumenten überzeugen lassen, ohne opportunistisch zu sein. Ihnen steht in der Haupt-

verhandlung das Fragerecht zu. Sie müssen sich verständlich ausdrücken, auf den Ange-

klagten wie andere Prozessbeteiligte eingehen können und an der Beratung argumentativ 

teilnehmen. Ihnen wird daher Kommunikations- und Dialogfähigkeit abverlangt. 

Um Bewerberinnen und Bewerber zu gewinnen, wurden Interessierte über die Presse und 

das Internet gebeten, sich zu bewerben. Darüber hinaus wurden die Vertreter der politi-

schen Parteien im Rat der Stadt Beckum in der Ratssitzung am 1. März 2018 gebeten, 

ebenfalls geeignete Bürgerinnen und Bürger anzusprechen. 

Im Ergebnis sind insgesamt 40 Bewerbungen von 8 Bewerberinnen und 32 Bewerbern ein-

gegangen. 

Die Prüfung der Geeignetheit der Bewerberinnen und Bewerber ergab keine Ausschluss-

gründe, so dass alle in die Liste aufgenommen werden können. Im Übrigen haben sie auf 

den Bewerbungsbögen zum Teil Angaben hinsichtlich ihrer Beweggründe für die Bewer-

bung gemacht. 

Die Liste der Bewerberinnen und Bewerber ist der Vorlage als Anlage beigefügt. Die Mit-

glieder des Rates können darüber hinaus in der Sitzung weitere Personen benennen, die 

zusätzlich in die Liste aufgenommen werden sollen. 

 

Anlage(n): 

Vorschlagsliste 



Anlage zur Vorlage 2018/0090 

Schöffenwahl 2018  

– Vorschlagsliste für die Strafkammern des Landgerichts Münster und die Schöffengerichte des Landgerichtsbezirks Münster – öffentlich 

Vornamen Familiennamen Straße PLZ Ort 

1. Hermann-Josef Rochus Dr. Bönisch Hansaring 50 59269 Beckum 

2. Ulrich Eberhard Brandherm Oberer Dalmerweg 98 59269 Beckum 

3. Frank Karl Büschert Heinrich-Dirichs-Straße 29 59269 Beckum 

4. Franz-Josef Bütfering Soestweg 19 59269 Beckum 

5. Heinz-Edelbert Buitmann Schievers Brede 48 59269 Beckum 

6. Jutta Eickmeier Im Südfelde 46 59269 Beckum 

7. Rüdiger Heinz Eickmeier Am Hirschgraben 25 59269 Beckum 

8. Eva-Maria Freßdorf Im Südfelde 22 59269 Beckum 

9. Friedrich Hermann Frölich Hinteler 8 59269 Beckum 

10. Hans Werner Gailus Ottmachauer Straße 28 59269 Beckum 

11. Michael Wilhelm Gieske Hauptstraße 111 59269 Beckum 

12. Bernhard Heinrich Hagedorn Münsterweg 14 b 59269 Beckum 

13. Heinz-Friedhelm Hane Im Ensereck 14 59269 Beckum 

14. Claudia Heßling Lippweg 65 59269 Beckum 

15. Sofia Theresia Hoberg Unterberg II 11 a 59269 Beckum 

16. Sandra Ilgen Droste-Hülshoff-Straße 20 59269 Beckum 

17. Annegret Kiemann Ostwall 16 59269 Beckum 

18. Willi Gerhard Krahl Am Hirschgraben 3 59269 Beckum 

19. Dirk Kruse Drosselstiege 9 59269 Beckum 

20. Franz-Josef Küting Alter Hammweg 39 59269 Beckum 

21. Thomas Wilhelm Kuhlmann Auf Sonnenschein 26 59269 Beckum 

22. Ralf Lange Christian-Morgenstern-Straße 1 a 59269 Beckum 

23. Wolfgang Lippelt Lippborger Straße 66 59269 Beckum 

24. Thorsten Luther Ostlandstraße 22 a 59269 Beckum 
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Vornamen Familiennamen Straße PLZ Ort 

25. Christoph Peter Muschol Luise-von-Bornstedt-Straße 11 59269 Beckum 

26. Reinhard Niehaus Göttfricker Weg 27 59269 Beckum 

27. Norbert Pelkmann Martinsring 82 59269 Beckum 

28. Franz-Josef Ringkamp Sandkuhle 10 59269 Beckum 

29. Maike Rüschenbeck Alter Hammweg 17 59269 Beckum 

30. Bernhard Rüschhoff Richard-Wagner-Straße 22 59269 Beckum 

31. Sandra Saatz Werseweg 68 59269 Beckum 

32. Axel Roland Sanio Feuerstraße 25 59269 Beckum 

33. Bernhard Johannes Michael Schalberger Neubeckumerstraße 108 59269 Beckum 

34. Hermann-Josef Schienstock Im Südfelde 10 59269 Beckum 

35. Michael Spitzer Lippborger Straße 119 59269 Beckum 

36. Thomas Steinsträter Luise-von-Bornstedt-Straße 4 59269 Beckum 

37. Hans Dieter Stratmann Meisenstraße 19 59269 Beckum 

38. Klaus Vester Heringsdorfer Straße 4 59269 Beckum 

39. Johannes Herbert Vatterodt Stromberger Straße 131 59269 Beckum 

40. Michael Leopold Max Willems Katharinenweg 25 59269 Beckum 
 



STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Auskunft erteilt: Herr Wulf 2018/0100 

Telefon: 02521 29-200 öffentlich 

Verschmelzung der RVM-Verkehrsdienst GmbH auf die 

Regionalverkehr Münsterland GmbH 

Beratungsfolge: 

Haupt- und Finanzausschuss 

29.05.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Dem als Anlage 1 beigefügten Entwurf des Verschmelzungsvertrages vom 

26. März 2018 zwischen der Regionalverkehr Münsterland GmbH als aufnehmender 

und der RVM-Verkehrsdienst GmbH als übertragender Gesellschaft wird zugestimmt. 

2. Auf die Einhaltung der Vorschriften des § 47 Umwandlungsgesetz wird hinsichtlich 

des Verschmelzungsberichtes verzichtet. Ein Verschmelzungsbericht ist zudem nicht 

zu erstellen. 

3. Eine Verschmelzungsprüfung gemäß § 48 Umwandlungsgesetz wird nicht verlangt. 

4. Auf die Einhaltung der Vorschriften des § 49 Absatz 2 Umwandlungsgesetz wird ver-

zichtet. Eine Auslage der Jahresabschlüsse und der Lageberichte der an der Ver-

schmelzung beteiligten Rechtsträger für die letzten 3 Geschäftsjahre zur Einsicht ist 

entbehrlich. 

5. Auf eine Klage gegen die Wirksamkeit der Verschmelzung der Regionalver-

kehr Münsterland GmbH als aufnehmender und der RVM-Verkehrsdienst GmbH als 

übertragender Gesellschaft wird seitens der Stadt Beckum als Gesellschafterin der 

Regionalverkehr Münsterland GmbH verzichtet. 

6. Der Geschäftsführer der Regionalverkehr Münsterland GmbH und der 

RVM-Verkehrsdienst GmbH wird angewiesen, den Verschmelzungsvertrag erst nach 

Vorliegen der erforderlichen Zustimmungen aufgrund von Beschlüssen in den Kreis-

tagen und Räten der Gesellschafter sowie des positiven Abschlusses des Anzeigever-

fahrens gemäß § 115 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen notariell 

abzuschließen. Hierbei handelt es sich lediglich um eine Anweisung an den Ge-

schäftsführer im Innenverhältnis der Gesellschaft, deren Einhaltung keine Vorausset-

zung für die Wirksamkeit der erteilten Zustimmung zum Entwurf des Verschmel-

zungsvertrages ist und deren Einhaltung den beteiligten Rechtsträgern und dem 

Handelsregister gegenüber nicht nachzuweisen ist. 
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Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Der Rat der Gemeinde ist nach § 41 Absatz 1 Buchstabe k der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) für die teilweise oder vollständige Veräußerung einer 

unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligung an einer Gesellschaft oder anderen Vereini-

gung des privaten Rechts sowie den Abschluss von anderen Rechtsgeschäften im Sinne 

von § 111 Absätze 1 und 2 GO NRW zuständig. Sinngemäß gilt dies auch für die Ver-

schmelzung von Gesellschaften. 

Die Verschmelzung der RVM-Verkehrsdienst GmbH auf die Regionalver-

kehr Münsterland GmbH erfolgt als „Verschmelzung durch Aufnahme“ (§§ 46 ff. Umwand-

lungsgesetz – UmwG). 

Demografischer Wandel 

Aspekte des demografischen Wandels sind nicht zu beachten. 

Erläuterungen 

Ausgangslage 

Die Stadt Beckum ist mit einem Anteil von 0,91 Prozent an der 

Regionalverkehr Münsterland GmbH (RVM) beteiligt. Diese wiederum ist alleinige 

Gesellschafterin der RVM-Verkehrsdienst GmbH (RVM-VD). Hierdurch ergibt sich eine 

mittelbare Beteiligung der Stadt Beckum an der RVM-VD. 

Gegenstand des Unternehmens der RVM-VD ist der Betrieb von öffentlichem Personenver-

kehr und Güterverkehr, ferner die Beteiligung an Unternehmen, die diese Zwecke fördern. 

Die Aktivitäten beschränken sich derzeit auf Personaldienstleistungen für die RVM. Im 

Jahr 2016 arbeiteten durchschnittlich 135 Beschäftigte für die RVM-VD, davon 

20 Teilzeitkräfte und 36 geringfügig Beschäftigte. 

Änderungen im Gesetz zur Regelung der Arbeitnehmerüberlassung 

Bisher wurden die bei der RVM-VD Beschäftigten, bei denen es sich um Busfahrerinnen 

und Busfahrer sowie Eisenbahnerinnen und Eisenbahner handelt, im Sinne des Gesetzes 

zur Regelung der Arbeitnehmerüberlassung (AÜG) zur Arbeitsleistung an die RVM überlas-

sen. 

Zum 1. April 2017 wurde das AÜG durch das „Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüber-

lassungsgesetzes und anderer Gesetze“ gravierend geändert. Die Änderung soll in ers-

ter Linie den negativen Entwicklungen in der Leiharbeitsbranche entgegenwirken. Die Neu-

regelungen im AÜG legen in § 1 Absatz 1b AÜG fest, dass Leiharbeitnehmerinnen und 

Leiharbeitnehmer nicht länger als 18 aufeinander folgende Monate (gerechnet ab dem 

1. April 2017) beim selben Entleiher beschäftigt sein dürfen. Ansonsten kommt es zu einem 

automatischen Übergang der Arbeitsverhältnisse auf den Entleiher. 
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Es würden also alle Beschäftigten der RVM-VD mit Ablauf des Stichtages am 

30. September 2018 kraft dieser gesetzlichen Fiktion zu Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern der RVM. 

Die Geschäftsleitung der RVM sowie der RVM-VD hat sich eingehend mit der Problematik 

beschäftigt und verschiedene Lösungsansätze geprüft. 

Eine 1. Option wäre eine Subunternehmerstellung der RVM-VD ab dem 1. Oktober 2018 

auf Basis eines Geschäftsbesorgungsvertrages mit der RVM. Die Einhaltung der rechtlichen 

Vorgaben, die erfüllt sein müssen, um von einer Subunternehmertätigkeit ausgehen zu 

können, sind aus Sicht der Geschäftsleitung der RVM sowie der RVM-VD jedoch betrieblich 

nicht praktikabel. 

Eine 2. Option bestünde darin, die bisherigen Beschäftigten der RVM und der RVM-VD im 

Wege einer Verschmelzung innerhalb des gleichen Unternehmens zu beschäftigen. Die 

Geschäftsleitung der RVM sowie der RVM-VD befürwortet ausdrücklich eine Verschmel-

zung der RVM-VD auf die RVM zum 30. September 2018. Tarifverhandlungen mit der Ge-

werkschaft ver.di wurden umgehend aufgenommen, um den Prozess tarifvertraglich zu 

begleiten. Zwischen dem Arbeitgeberverband Deutscher Eisenbahnen e. V. und der Ge-

werkschaft ver.di wurde abgestimmt, die Beschäftigten der RVM-VD vor Ablauf des 

30. September 2018 im Wege der Verschmelzung auf die RVM zu überführen. 

Die näheren Rahmenbedingungen zu den tarifrechtlichen Folgen der Verschmelzung, auf 

die sich die Tarifvertragsparteien geeinigt haben, sind dem dieser Vorlage als Anlage 2 

beigefügten und von beiden Tarifparteien mitgetragenen „Handout“ zu entnehmen. 

Verschmelzung der Gesellschaften 

Der Entwurf des Verschmelzungsvertrages mit Stand vom 26. März 2018 zwischen der RVM 

und der RVM-VD ist dieser Vorlage als Anlage 1 beigefügt. Der Vertrag beinhaltet die fol-

genden Kernpunkte: 

Zum Verschmelzungsstichtag überträgt die RVM-VD ihr Vermögen auf die RVM als über-

nehmende Rechtsträgerin. Änderungen der Satzung der RVM (etwa hinsichtlich Firma oder 

Gegenstand) sind nicht veranlasst. Eine Erhöhung des Stammkapitals der RVM ist entbehr-

lich, da gemäß § 54 Absatz 1 Nummer 1 UmwG Geschäftsanteile nicht zu gewähren sind. 

Die Folgen der Verschmelzung für die Beschäftigten und ihre Vertretungen sind ausführlich 

im § 5 des Vertragsentwurfes geregelt. 

Die Erstellung eines Verschmelzungsberichtes (§ 47 UmwG) ist entbehrlich, da die RVM 

sämtliche Geschäftsanteile der RVM-VD hält und zudem die Geschäftsführung personen-

identisch besetzt ist. 

Des Weiteren gilt für das Verschmelzungsverfahren aufgrund der gesetzlichen Änderungen 

des AÜG ein enger Zeitplan, da die Verschmelzung in einer Gesellschafterversammlung am 

5. September 2018 beschlossen werden soll. Die Auslage der Jahresabschlüsse und der 

Lageberichte der an der Verschmelzung Beteiligten für die letzten 3 Geschäftsjahre 

(§ 49 Absatz 2 UmwG) sowie eine Verschmelzungsprüfung (§ 48 UmwG) werden aufgrund 

der geschilderten Konstellation ebenfalls für entbehrlich erachtet. Um den Zeitplan nicht zu 

gefährden, soll bereits vorab sichergestellt werden, dass es zu keinen Klagen gegen die 

Verschmelzung der Gesellschaften kommt. 
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Finanzielle Auswirkungen 

Da sowohl von der RVM als auch von der RVM-VD bisher der gleiche Tarifvertrag ange-

wendet wurde, entstehen Mehrkosten derzeit nur im Bereich der Zusatzversorgung. 

Einsparungen können unter anderem durch den Wegfall von Kosten für den Jahresab-

schluss, die Versicherungen und die Notarkosten in Höhe von 8.000 Euro pro Jahr erzielt 

werden. 

Anzeigeverfahren gemäß § 115 GO NRW 

Die Verschmelzung der RVM und der RVM-VD ist gemäß § 115 GO NRW der Aufsichtsbe-

hörde unverzüglich anzuzeigen. Der Kreis Warendorf hat zur Vorabstimmung der Ver-

schmelzung mit der Bezirksregierung Münster als zuständiger Aufsichtsbehörde Kontakt 

aufgenommen, um im Vorfeld zu klären, ob eventuell kommunalrechtliche Bedenken be-

stehen. 

Die Bezirksregierung Münster hat nach Auskunft der RVM erklärt, dass keine grundlegen-

den kommunalaufsichtlichen Bedenken gegen die geplante Verschmelzung bestehen. Es 

wird jedoch darauf hingewiesen, dass erst im Rahmen des noch ausstehenden Anzeigever-

fahrens eine abschließende Prüfung erfolgen wird. 

Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde 

Gemäß § 111 Absatz 1 GO NRW ist die vollständige Veräußerung eines Unternehmens nur 

zulässig, wenn die für die Betreuung der Einwohner erforderliche Erfüllung der Aufgaben 

der Gemeinde nicht beeinträchtigt wird. Dies gilt in sinngemäßer Anwendung auch für die 

Verschmelzung von Unternehmen. Die RVM-VD ist entbehrlich für die Aufrechterhaltung 

des öffentlichen Verkehrs als eine Aufgabe der Daseinsvorsorge der Stadt Beckum. 

 

Anlage(n): 

1 Entwurf des Verschmelzungsvertrages zwischen der RVM und der RVM-VD 

2 „Handout“ der Tarifvertragsparteien 
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STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Finanzen und Beteiligungen 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Auskunft erteilt: Herr Wulf 2018/0098 

Telefon: 02521 29-200 öffentlich 

Entsendung von Arbeitnehmervertreterinnen beziehungsweise Arbeitnehmervertretern 

in den Aufsichtsrat der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 

Beratungsfolge: 

Haupt- und Finanzausschuss 

29.05.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Aus der als Anlage 1 beigefügten Vorschlagsliste der Beschäftigten der Westfäli-

sche Verkehrsgesellschaft mbH werden die Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeit-

nehmervertreter zu Ziffer 4 Nummer 1 bis 6 in den Aufsichtsrat der Westfäli-

sche Verkehrsgesellschaft mbH bestellt. 

2. Für den Fall des Ausscheidens einer bestellten Arbeitnehmervertreterin beziehungs-

weise eines bestellten Arbeitnehmervertreters aus dem Aufsichtsrat der Westfäli-

sche Verkehrsgesellschaft mbH bestellt der Rat bereits jetzt aus dem noch nicht in 

Anspruch genommenen Teil der gewählten Vorschlagsliste als Nachfolge die Arbeit-

nehmervertreterinnen beziehungsweise Arbeitnehmervertreter zu Ziffer 4 Nummer 7 

bis 14 in der Reihenfolge der am meisten erhaltenen Stimmen für das jeweilige Un-

ternehmen, dem das ausgeschiedene Mitglied angehört hat. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 
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Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 108 a Absatz 3 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

bestellt der Rat aus einer von der Betriebsversammlung eines Unternehmens oder Einrich-

tung, an der die Gemeinde beteiligt ist, zu erstellenden Vorschlagsliste die in den fakultati-

ven Aufsichtsrat zu entsendenden Arbeitnehmervertreterinnen beziehungsweise Arbeit-

nehmervertreter. Die Bestellung der Nachfolge für die ausgeschiedenen Arbeitnehmerver-

treterinnen beziehungsweise Arbeitnehmervertreter erfolgt gemäß § 108 a Absatz 8 

GO NRW. 

Demografischer Wandel 

Aspekte des demografischen Wandels sind nicht zu beachten. 

Erläuterungen 

Die Stadt Beckum ist mit einem Anteil von 0,91 Prozent unmittelbar an der Regionalver-

kehr Münsterland GmbH (RVM) beteiligt. Die RVM ist mit einem Anteil von 47,14 Prozent 

unmittelbar an der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH (WVG) beteiligt. Somit ist die 

Stadt Beckum über die RVM mittelbar an der WVG beteiligt. 

Im Jahr 2010 wurde in der GO NRW der § 108 a neu aufgenommen, mit dem die Arbeit-

nehmermitbestimmung in fakultativen Aufsichtsräten geregelt wird. Mit dem „Gesetz zur 

Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen“ vom 3. Februar 2015 

wurde der § 108 a GO NRW neu gefasst. Damit wurden die Möglichkeiten der Arbeitneh-

mer-Mitbestimmung in fakultativen Aufsichtsräten von kommunal beherrschten Gesell-

schaften ausgeweitet. Nähere Erläuterungen, insbesondere auch zum Verfahrensablauf, 

wurden bereits in der Vorlage zur Sitzung für den Haupt- und Finanzausschuss vom 

24. November 2016 gemacht (2016/0177 – Änderung der Gesellschaftsverträge der 

Regionalverkehr Münsterland GmbH und der Westfälischen Verkehrsgesellschaft mbH 

sowie Neufassung des Gesellschaftervertrages der Regionalverkehr Münsterland 

Verkehrsdienst GmbH). 

Am 21. November 2017 haben die Gesellschafterinnen und Gesellschafter der WVG die 

Änderung des Gesellschaftsvertrages aufgrund der Umsetzung der Vorgaben aus den 

§§ 108 a und b GO NRW beschlossen. Gemäß § 7 Ziffer 3 dieses Gesellschaftsvertrages sind 

6 Arbeitnehmervertreterinnen beziehungsweise Arbeitnehmervertreter aus einer von den 

Beschäftigten des Unternehmens gewählten Vorschlagsliste nach Maßgabe des § 108 a 

GO NRW in den Aufsichtsrat der WVG zu entsenden. Die Vorschlagsliste muss mindestens 

die doppelte Zahl der zu entsendenden Arbeitnehmervertreterinnen beziehungsweise Ar-

beitnehmervertreter enthalten. 

Die Beschäftigten der WVG haben am 19. März 2018 die als Anlage ersichtliche Vor-

schlagsliste gewählt. 

Die Bestellung der in den fakultativen Aufsichtsrat zu entsendenden Arbeitnehmervertrete-

rinnen beziehungsweise Arbeitnehmervertreter bedarf übereinstimmender Beschlüsse 

durch die Kreistage beziehungsweise Räte mindestens so vieler beteiligter Kreise, Städte 

und Gemeinden, dass hierdurch insgesamt mehr als die Hälfte der kommunalen Beteili-

gung an dem Unternehmen repräsentiert wird. 
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Die Bestellung bedarf eines Beschlusses der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder 

des Rates. Der Rat hat das Recht, mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder 

sämtliche Vorschläge der Liste zurückzuweisen und eine Neuwahl zu verlangen. In diesem 

Fall können die Beschäftigten eine neue Vorschlagsliste wählen. Im Falle einer erneuten 

Zurückweisung der Vorschläge durch den Rat bleiben die für die Arbeitnehmervertreterin-

nen beziehungsweise Arbeitnehmervertreter vorgesehenen Aufsichtsratsmandate unbe-

setzt. 

Da für den Fall des Ausscheidens einer entsandten Arbeitnehmervertreterin beziehungs-

weise eines entsandten Arbeitnehmervertreters aus dem Aufsichtsrat die Kreistage bezie-

hungsweise Räte aus dem noch nicht in Anspruch genommenen Teil der Vorschlagsliste 

eine Nachfolgerin beziehungsweise einen Nachfolger bestellen müssen, soll ein Vorratsbe-

schluss gefasst werden, um erforderliche neue Beschlussfassungen in den kommunalen 

Gremien zu vermeiden. 

Nach § 108 a Absatz 7 GO NRW teilt der Bürgermeister der Geschäftsführung der WVG die 

Namen der vom Rat für den Aufsichtsrat bestellten Arbeitnehmervertreterinnen bezie-

hungsweise Arbeitnehmervertreter und ihrer bestimmten stellvertretenden Mitglieder mit. 

Die ebenfalls durch den Bürgermeister vorgesehene Information der für den Aufsichtsrat 

bestellten Arbeitnehmervertreterinnen beziehungsweise Arbeitnehmervertreter und der 

bestimmten stellvertretenden Mitglieder soll im vorliegenden Fall aus praktischen Erwä-

gungen die Geschäftsführung der WVG übernehmen. 

 

Anlage(n): 

1 Vorschlagsliste der Beschäftigten 
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STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Innere Verwaltung 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Ratsbüro 

Auskunft erteilt: Frau Urch-Sengen 2018/0087 

Telefon: 02521 29-110 öffentlich 

Erteilung einer allgemeinen Dienstreisegenehmigung für Ratsmitglieder, 

sachkundige Bürgerinnen und Bürger und sonstige Ausschussmitglieder 

Beratungsfolge: 

Haupt- und Finanzausschuss 

29.05.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die Dienstreisen von Ratsmitgliedern, sachkundigen Bürgerinnen und Bürgern und sonsti-

gen Ausschussmitgliedern im In- und Ausland gelten als genehmigt im Sinne des § 6 Ver-

ordnung über die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüs-

se des Landes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit dem Gesetz über die Reisekosten-

vergütung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter des Landes Nordrhein-

Westfalen (Landesreisekostengesetz). 

Die Genehmigung bezieht sich auf Dienstreisen im Rahmen von Repräsentationsaufgaben, 

zur Wahrnehmung von Mitgliedschaftsrechten in Gremien sowohl gesellschaftsrechtlicher 

als auch öffentlich-rechtlicher Natur, zur Wahrnehmung von Aufgaben der Städtepartner-

schaften und zur Durchführung auswärtiger Klausurtagungen. 

Zur Durchführung der Dienstreisen gilt grundsätzlich die Nutzung von regelmäßig verkeh-

renden Beförderungsmitteln unter Gewährung von Fahrkostenerstattung nach § 5 Landes-

reisekostengesetz und in Ausnahmefällen auch des privaten Pkw unter Gewährung von 

Wegstreckenentschädigung nach § 6 Absatz 1 Landesreisekostengesetz als genehmigt. 

Gleichzeitig wird die durch den Rat der Stadt Beckum am 12. November 2009 ausgespro-

chene generelle Dienstreisegenehmigung für Ratsmitglieder und sachkundige Bürgerinnen 

und Bürger aufgehoben (Vorlage 2009/0173). 

Kosten/Folgekosten 

Durch den Beschluss entstehen keine Mehrkosten. Vielmehr verringert sich der bürokrati-

sche Aufwand im Vorfeld der genannten Dienstreisen, weil keine individuellen Vorlagen für 

einzelne Reisen erstellt werden müssen. 

Finanzierung 

Es entstehen keine finanziellen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 
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Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Regelungen zu Dienstreisen von Ratsmitgliedern finden sich in § 6 Verordnung über die 

Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüsse des Landes 

Nordrhein-Westfalen (Entschädigungsverordnung – EntschVO) in Verbindung mit dem Ge-

setz über die Reisekostenvergütung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter 

des Landes Nordrhein-Westfalen (Landesreisekostengesetz). Eine Erstattung von Reisekos-

ten kann nur erfolgen, wenn Dienstreisen vor ihrem Antritt genehmigt wurden. 

Demografischer Wandel 

Aspekte des demografischen Wandels sind nicht zu berücksichtigen. 

Erläuterungen 

Nach § 6 Entschädigungsverordnung erhalten Mitglieder kommunaler Vertretungen und 

Ausschüsse sowie Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher für genehmigte Dienstreisen Rei-

sekostenvergütung nach Maßgabe des Landesreisekostengesetzes. Neben Reisekostenver-

gütung dürfen keine Sitzungsgelder gewährt werden. 

Bislang gilt für die Mitglieder des Rates der Stadt Beckum und die sachkundigen Bürgerin-

nen und Bürger eine generelle Dienstreisegenehmigung im Rahmen von Repräsentations-

aufgaben, zur Wahrnehmung von Mitgliedschaftsrechten in Gremien sowohl gesellschafts-

rechtlicher als auch öffentlich-rechtlicher Natur und zur Wahrnehmung von Aufgaben der 

Städtepartnerschaften (siehe Vorlage 2009/0173). 

Für auswärtige Klausurtagungen und für Dienstreisen sachkundiger Einwohnerinnen und 

Einwohner und sonstiger Ausschussmitglieder gibt es keine allgemeine Dienstreisegeneh-

migung. 

Dieser Umstand bedurfte anlässlich der im Vorjahr durchgeführten auswärtigen Klausurta-

gungen der CDU- und der SPD-Fraktion einer Dringlichkeitsentscheidung und auch bei 

Schulungen für sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner müsste jedes Mal eine 

Dienstreisegenehmigung erteilt werden. 

Bei nicht genehmigten Dienstreisen besteht kein Versicherungsschutz durch die Stadt. 

Aus den genannten Gründen wird vorgeschlagen, eine allgemeine Dienstreisegenehmi-

gung zu erteilen. 

 

Anlage(n): 

ohne 



STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Ratsbüro 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Innere Verwaltung 

Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Auskunft erteilt: Herr Gailus 2018/0089 

Telefon: 02521 29-144 öffentlich 

Neufassung der Zuwendungsrichtlinien 

Beratungsfolge: 

Haupt- und Finanzausschuss 

29.05.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die als Anlage 1 zur Vorlage beigefügten Richtlinien der Stadt Beckum über die Gewäh-

rung von Zuwendungen an die im Rat vertretenen Fraktionen, Gruppen und Ratsmitglie-

der, die keiner Fraktion oder Gruppe angehören (Zuwendungsrichtlinien) werden beschlos-

sen. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Die Neufassung der Zuwendungsrichtlinien erfolgt auf Grundlage von § 56 Absatz 3 Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung mit Erlass des 

Ministerium für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-Westfalen bezüglich der 

Zuwendungen kommunaler Körperschaften an Fraktionen der Vertretungen vom 

5. November 2015. Die Abrechnung der Reisekosten für auswärtige Klausurtagungen er-

folgt nach § 6 Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder kommunaler Vertretun-

gen und Ausschüsse des Landes Nordrhein-Westfalen (Entschädigungsverordnung) in Ver-

bindung mit dem Gesetz über die Reisekostenvergütung der Beamtinnen, Beamten, Rich-

terinnen und Richter des Landes Nordrhein-Westfalen (Landesreisekostengesetz). 
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Demografischer Wandel 

Aspekte des Demografischen Wandels sind nicht betroffen. 

Erläuterungen 

Anlässlich der im Jahr 2017 durchgeführten auswärtigen Klausurtagungen der 

SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion wurde festgestellt, dass die seit Beschluss der Zuwen-

dungsrichtlinien getroffene grundsätzliche Deckelung der Erstattungshöhe der Übernach-

tungskosten auf 50,00 Euro nicht zulässig ist. 

Für genehmigte Dienstreisen erhalten Mitglieder kommunaler Vertretungen und Ausschüs-

se sowie Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher Reisekostenvergütung nach Maßgabe des 

Landesreisekostengesetzes. Neben Reisekostenvergütung dürfen keine Sitzungsgelder ge-

währt werden (§ 6 Entschädigungsverordnung). Auf die Vorlage 2018/0087 – Erteilung ei-

ner allgemeinen Dienstreisegenehmigung für Ratsmitglieder, sachkundige Bürgerinnen 

und Bürger und sonstige Ausschussmitglieder – wird hingewiesen. 

Die Auswahl des Tagungsortes hat unter Berücksichtigung der Grundsätze der Wirtschaft-

lichkeit und Sparsamkeit zu erfolgen. Übernachtungskosten sind nur erstattungsfähig, 

wenn nach Ende des Tagungsprogrammes die eigene Wohnung erst nach 22:00 Uhr wie-

der erreicht würde. Dann sind 50,00 Euro Übernachtungskosten, in Großstädten [mehr als 

100 000 Einwohner(innen)] 80,00 Euro erstattungsfähig. 

Darüber hinausgehende Kosten sind vorab eingehend zu begründen, damit der Fach-

dienst Personal die Erstattung genehmigen kann. 

Eine Übernachtung kann auch dann als notwendig gelten, wenn dies insgesamt zu einer 

Kostenersparnis führt (Übernachtungskosten zuzüglich Tagegeld und Fahrtkosten am Fol-

getag sind geringer als Fahrtkosten zuzüglich Tagegeld bei Rückreise am selben Tag). 

Bislang nicht geregelt sind Zuwendungen für Gruppen. Die Gruppen waren beim erstmali-

gem Erlass der Zuwendungsrichtlinien im Jahr 2008 noch nicht in der GO NRW vorgesehen 

(vergleiche § 56 Absatz 1 Sätze 3 und 4, Absatz 3 Satz 4 GO NRW: „Eine Gruppe erhält 

mindestens eine proportionale Ausstattung, die zwei Dritteln der Zuwendungen entspricht, 

die die kleinste Fraktion nach Absatz 1 Satz 2 erhält oder erhalten würde. Einem Ratsmit-

glied, das keiner Fraktion oder Gruppe angehört, stellt die Gemeinde in angemessenem 

Umfang Sachmittel und Kommunikationsmittel zum Zwecke seiner Vorbereitung auf die 

Ratssitzung zur Verfügung. Der Rat kann stattdessen beschließen, dass ein Ratsmitglied 

aus Haushaltsmitteln finanzielle Zuwendungen erhält, die die Hälfte des Betrages nicht 

übersteigen dürfen, die eine Gruppe mit zwei Mitgliedern erhielte. In diesem Fall ist nach 

den Sätzen 2 und 3 zu verfahren.“). 

Unter Hinweis auf den Erlass bezüglich der Zuwendungen kommunaler Körperschaften an 

Fraktionen der Vertretungen wurden die bisherigen Zuwendungsrichtlinien überarbeitet 

und dem Wortlaut des Erlasses angepasst. 

Die Zuwendungsbeträge und die Regelungen zu den auswärtigen Klausurtagungen wur-

den nicht geändert, sondern nur – nach Meinung der der Verwaltung – klarer dargestellt. 

Bezüglich der Reisekostenvergütung (Fahrtkosten und Übernachtungskosten) erfolgt nur 

noch ein Hinweis auf die Abrechnungsgrundlage des § 6 Entschädigungsverordnung. 
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Die Tatsache, dass die Nutzungsentschädigung für die Nutzung der Fraktionsgeschäftsstel-

len durch die jeweilige Gliederung der Partei oder Wählergruppe verrechnet wird, wurde 

aufgenommen. 

Der „eigentliche“ Abrechnungsablauf wurde im Hinweisschreiben zu den auswärtigen Klau-

surtagungen dargestellt und sollte kein Bestandteil einer Richtlinie sein. 

Der Hinweis auf die einzureichenden Unterlagen genügt.  

 

Anlage(n): 

1 Richtlinien der Stadt Beckum über die Gewährung von Zuwendungen an die im Rat 

vertretenen Fraktionen, Gruppen und Ratsmitglieder, die keiner Fraktion oder Gruppe 

angehören (Zuwendungsrichtlinien) 

2 Erlass über die Zuwendungen kommunaler Körperschaften an Fraktionen der Vertre-

tung 



STADT BECKUM 1/06 

 

Richtlinien der Stadt Beckum über die Gewährung von Zuwendungen an die im Rat vertretenen 

Fraktionen, Gruppen und Ratsmitglieder, die keiner Fraktion oder Gruppe angehören 

(Zuwendungsrichtlinien) 

Präambel 

Die Stadt Beckum gewährt den Fraktionen, Gruppen und Ratsmitgliedern, die keiner Frak-

tion oder Gruppe angehören, gemäß § 56 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen – unter dem Vorbehalt der Bereitstellung der notwendigen Haus-

haltsmittel – Zuwendungen. 

Der Rat hat am __________ folgende Zuwendungsrichtlinien beschlossen: 

1 Zuwendungen an Fraktionen 

1.1 Anmietung von Räumen 

Zur Anmietung von Räumen (einschließlich Nebenkosten) für die Errichtung einer 

Fraktionsgeschäftsstelle oder Durchführung von Fraktionssitzungen werden fol-

gende monatliche Beträge gezahlt: 

- 90,00 Euro pauschal, 

- 25,00 Euro je Fraktionsmitglied. 

Die Zahlung der Zuwendung entfällt, sofern im Einvernehmen mit der jeweiligen 

Fraktion verwaltungsseitig kostenlos geeignete Räume zur Verfügung gestellt wer-

den. 

1.2 Geschäftsausgaben 

Zur Deckung der Geschäftsausgaben für die laufende Fraktionsarbeit werden fol-

gende monatliche Beträge gezahlt: 

- 75,00 Euro pauschal, 

- 12,50 Euro je Fraktionsmitglied. 

1.3 Auswärtige Klausurtagungen 

Einmal pro Jahr ist eine auswärtige Klausurtagung zuwendungsfähig, wenn eine 

genehmigte Dienstreise vorliegt und sie höchstens 200 Kilometer von Beckum  

entfernt innerhalb von Deutschland stattfindet. 

Sie gilt als Fraktionssitzung im Sinne von § 9 der Hauptsatzung der Stadt Beckum. 

Anlass kann nur die Beratung des Haushaltsplanentwurfs oder die Vorbereitung 

von Entscheidungen über grundlegende Planungen sein. 

Die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind bei der Auswahl des 

Tagungsortes zu beachten. 

1.3.1 Zuwendungsfähige Kosten 

Die Reisekostenvergütung (Fahrtkosten und Übernachtungskosten) erfolgt auf 

Grundlage von § 6 Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder kommuna-

ler Vertretungen und Ausschüsse des Landes Nordrhein-Westfalen nach Maßgabe 
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des Gesetz über die Reisekostenvergütung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen 

und Richter des Landes Nordrhein-Westfalen (Landesreisekostengesetz). 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen ist eine Dauer von 2 Tagen einschließlich Über-

nachtung zuwendungsfähig. 

Über die Reisekosten hinaus werden die Kosten für den Tagungsraum – ohne Ver-

pflegung – erstattet, wenn die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

eingehalten wurden. 

1.3.2 Abrechnung 

Für die Abrechnung sind folgende Angaben schriftlich einzureichen: 

 Ort und Datum der Fraktionssitzung, 

 Beginn und Ende der Fraktionssitzung, mit Tagesordnung und Zeiten. 

 Anwesenheitsliste mit Unterschrift der Teilnehmenden 

 Fahrtkostenabrechnung mit Name und Unterschrift der Fahrerin oder des 

Fahrers, Namen der mitgenommenen Personen und der gefahrenen Kilome-

ter oder Rechnung des gewählten Verkehrsmittels, 

 Hotelrechnungen – sofern keine Kostenübernahmeerklärung seitens der Ver-

waltung vorlag – mit Begründung, falls die Kosten außerhalb des Erstattungs-

rahmens des Landesreisekostengesetzes liegen. 

 Rechnung für den Tagungsraum. 

2 Art und Höhe der Zuwendungen an Gruppen 

Für eine Gruppe nach § 56 Absatz 1 GO NRW gilt Abschnitt 1 entsprechend mit der 

Maßgabe, dass die Zuwendungen nach Abschnitt 1.1 und 1.2 in Höhe von 

zwei Dritteln der dort festgelegten Beträge gewährt werden.

3 Art und Höhe der Zuwendungen für Ratsmitglieder, die keiner Fraktion oder 

Gruppe angehören 

Ratsmitglieder, die keiner Fraktion oder Gruppe angehören, erhalten eine ver-

gleichbare Ausstattung mit Kommunikationsmitteln, wie eine Fraktion. Zur De-

ckung von laufenden Ausgaben für Sach- und Kommunikationsmittel erhalten sie 

zusätzlich eine monatliche Pauschale in Höhe von 22,50 Euro. 

4 Nutzung der Fraktionsgeschäftsstellen durch die jeweilige Gliederung der Partei 

oder Wählergruppe 

Die Nutzung ihrer Fraktionsgeschäftsstelle durch die jeweilige Gliederung der Par-

tei oder Wählergruppe regelt jede Fraktion in ihrem Ermessen. 

Es ist eine angemessene Nutzungsentschädigung zu vereinbaren. Die Einnahmen 

werden mit den Zuwendungen für die Raummiete verrechnet. 
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5 Verwendungsnachweis 

Über die Verwendung der mit diesen Richtlinien zur Verfügung gestellten Zuwen-

dungen ist ein Verwendungsnachweis zu führen. 

Die Zuwendungen für die Durchführung auswärtiger Klausurtagungen nach Ab-

schnitt 1.3 sind hierin nicht aufzuführen. 

Eine Nutzungsentschädigung im Sinne von Abschnitt 4 ist als Einnahme aufzufüh-

ren. 

Der Verwendungsnachweis ist nach Ablauf des Kalenderjahres bis zum 1. April des 

laufenden Jahres dem Bürgermeister der Stadt Beckum unaufgefordert vorzulegen. 

Vordrucke für die Verwendungsnachweise der Fraktionen und der fraktionslosen 

Ratsmitglieder werden vom Ratsbüro vorgehalten. 

6 Inkrafttreten 

Die Richtlinien treten mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

Zugleich treten die Richtlinien vom Vom 13. März 2008 außer Kraft. 



STADT BECKUM 1/06 

 

Richtlinien der Stadt Beckum über die Gewährung von Zuwendungen an die im Rat vertretenen 

Fraktionen, Gruppen und Ratsmitglieder, die keiner Fraktion oder Gruppe angehören 

(Zuwendungsrichtlinien) 

Präambel 

Die Stadt Beckum gewährt den Fraktionen, Gruppen und Ratsmitgliedern, die keiner Frak-

tion oder Gruppe angehören, gemäß § 56 Absatz 3 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen – unter dem Vorbehalt der Bereitstellung der notwendigen Haus-

haltsmittel – Zuwendungen. 

Der Rat hat am __________ folgende Zuwendungsrichtlinien beschlossen: 

1 Zuwendungen an Fraktionen 

1.1 Anmietung von Räumen 

Zur Anmietung von Räumen (einschließlich Nebenkosten) für die Errichtung einer 

Fraktionsgeschäftsstelle oder Durchführung von Fraktionssitzungen werden fol-

gende monatliche Beträge gezahlt: 

- 90,00 Euro pauschal, 

- 25,00 Euro je Fraktionsmitglied. 

Die Zahlung der Zuwendung entfällt, sofern im Einvernehmen mit der jeweiligen 

Fraktion verwaltungsseitig kostenlos geeignete Räume zur Verfügung gestellt wer-

den. 

1.2 Geschäftsausgaben 

Zur Deckung der Geschäftsausgaben für die laufende Fraktionsarbeit werden fol-

gende monatliche Beträge gezahlt: 

- 75,00 Euro pauschal, 

- 12,50 Euro je Fraktionsmitglied. 

1.3 Auswärtige Klausurtagungen 

Einmal pro Jahr ist eine auswärtige Klausurtagung zuwendungsfähig, wenn eine 

genehmigte Dienstreise vorliegt und sie höchstens 200 Kilometer von Beckum  

entfernt innerhalb von Deutschland stattfindet. 

Sie gilt als Fraktionssitzung im Sinne von § 9 der Hauptsatzung der Stadt Beckum. 

Anlass kann nur die Beratung des Haushaltsplanentwurfs oder die Vorbereitung 

von Entscheidungen über grundlegende Planungen sein. 

Die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind bei der Auswahl des 

Tagungsortes zu beachten. 

1.3.1 Zuwendungsfähige Kosten 

Die Reisekostenvergütung (Fahrtkosten und Übernachtungskosten) erfolgt auf 

Grundlage von § 6 Verordnung über die Entschädigung der Mitglieder kommuna-

ler Vertretungen und Ausschüsse des Landes Nordrhein-Westfalen nach Maßgabe 
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des Gesetz über die Reisekostenvergütung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen 

und Richter des Landes Nordrhein-Westfalen (Landesreisekostengesetz). 

Bei Vorliegen der Voraussetzungen ist eine Dauer von 2 Tagen einschließlich Über-

nachtung zuwendungsfähig. 

Über die Reisekosten hinaus werden die Kosten für den Tagungsraum – ohne Ver-

pflegung – erstattet, wenn die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 

eingehalten wurden. 

1.3.2 Abrechnung 

Für die Abrechnung sind folgende Angaben schriftlich einzureichen: 

 Ort und Datum der Fraktionssitzung, 

 Beginn und Ende der Fraktionssitzung, mit Tagesordnung und Zeiten. 

 Anwesenheitsliste mit Unterschrift der Teilnehmenden 

 Fahrtkostenabrechnung mit Name und Unterschrift der Fahrerin oder des 

Fahrers, Namen der mitgenommenen Personen und der gefahrenen Kilome-

ter oder Rechnung des gewählten Verkehrsmittels, 

 Hotelrechnungen – sofern keine Kostenübernahmeerklärung seitens der Ver-

waltung vorlag – mit Begründung, falls die Kosten außerhalb des Erstattungs-

rahmens des Landesreisekostengesetzes liegen. 

 Rechnung für den Tagungsraum. 

2 Art und Höhe der Zuwendungen an Gruppen 

Für eine Gruppe nach § 56 Absatz 1 GO NRW gilt Abschnitt 1 entsprechend mit der 

Maßgabe, dass die Zuwendungen nach Abschnitt 1.1 und 1.2 in Höhe von 

zwei Dritteln der dort festgelegten Beträge gewährt werden.

3 Art und Höhe der Zuwendungen für Ratsmitglieder, die keiner Fraktion oder 

Gruppe angehören 

Ratsmitglieder, die keiner Fraktion oder Gruppe angehören, erhalten eine ver-

gleichbare Ausstattung mit Kommunikationsmitteln, wie eine Fraktion. Zur De-

ckung von laufenden Ausgaben für Sach- und Kommunikationsmittel erhalten sie 

zusätzlich eine monatliche Pauschale in Höhe von 22,50 Euro. 

4 Nutzung der Fraktionsgeschäftsstellen durch die jeweilige Gliederung der Partei 

oder Wählergruppe 

Die Nutzung ihrer Fraktionsgeschäftsstelle durch die jeweilige Gliederung der Par-

tei oder Wählergruppe regelt jede Fraktion in ihrem Ermessen. 

Es ist eine angemessene Nutzungsentschädigung zu vereinbaren. Die Einnahmen 

werden mit den Zuwendungen für die Raummiete verrechnet. 
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5 Verwendungsnachweis 

Über die Verwendung der mit diesen Richtlinien zur Verfügung gestellten Zuwen-

dungen ist ein Verwendungsnachweis zu führen. 

Die Zuwendungen für die Durchführung auswärtiger Klausurtagungen nach Ab-

schnitt 1.3 sind hierin nicht aufzuführen. 

Eine Nutzungsentschädigung im Sinne von Abschnitt 4 ist als Einnahme aufzufüh-

ren. 

Der Verwendungsnachweis ist nach Ablauf des Kalenderjahres bis zum 1. April des 

laufenden Jahres dem Bürgermeister der Stadt Beckum unaufgefordert vorzulegen. 

Vordrucke für die Verwendungsnachweise der Fraktionen und der fraktionslosen 

Ratsmitglieder werden vom Ratsbüro vorgehalten. 

6 Inkrafttreten 

Die Richtlinien treten mit sofortiger Wirkung in Kraft. 

Zugleich treten die Richtlinien vom Vom 13. März 2008 außer Kraft. 



STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Stadtentwicklung 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Herr Denkert 2018/0094 

Telefon: 02521 29-170 öffentlich 

5. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. N 67 "Vellerner Straße" 

– Beschluss über die eingegangenen Anregungen und Bedenken (Abwägungsbeschluss) 

– Satzungsbeschluss 

Beratungsfolge: 

Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie 

08.05.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Anregungen gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch  

Es wird festgestellt, dass keine Anregungen aus der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 

Baugesetzbuch eingegangen sind. 

2. Anregungen gemäß § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch 

Es wird festgestellt, dass keine Anregungen von beteiligten Behörden und Trägerin-

nen und Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch eingegan-

gen sind. 

3. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Baugesetzbuch 

Die 5. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. N 67 „Vellerner Straße“ wird 

beschlossen. 

Die Begründung wird beschlossen. 

Mit der Bebauungsplanänderung soll eine Einzel- und Doppelhausbebauung auf allen 

Baufeldern planungsrechtlich zulässig und die maximal zulässige Gebäudehöhe um 

0,50 Meter angehoben werden. Das Maß der baulichen Nutzung in den festgesetzten 

Allgemeinen Wohngebieten soll damit an marktgängige Gebäudetypologien ange-

passt werden. 

Das Bebauungsplanverfahren wurde gemäß § 13 Baugesetzbuch im vereinfachten 

Verfahren durchgeführt. Somit wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Bau-

gesetzbuch, dem Umweltbericht nach § 2a Baugesetzbuch, der Angabe nach § 3 Ab-

satz 2 Satz 2 Baugesetzbuch (welche Arten umweltbezogener Informationen verfüg-

bar sind) sowie der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Absatz 4 Baugesetzbuch 

abgesehen. § 4c Baugesetzbuch (Überwachung der Umweltauswirkungen) ist nicht 

anzuwenden. 
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Kosten/Folgekosten 

Es wurde eine Planungskostenvereinbarung mit der Antragstellerin abgeschlossen (siehe 

dazu auch Vorlage 2018/0011 „Städtebaulicher Vertrag zur Übernahme von Planungskos-

ten zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. N 67 „Vellerner Straße‘“). Darüber hinaus ent-

stehen Personal- und Sachkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuordnen sind. 

Finanzierung 

Die Auswirkungen auf den städtischen Haushalt durch die Bauleitplanung sind im Rahmen 

der Vorlage 2018/0011 „Städtebaulicher Vertrag zur Übernahme von Planungskosten zur 

Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 67 „Vellerner Straße“ dargestellt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Die Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen und Satzungen nach den §§ 34 und 35 

Baugesetzbuch (BauGB) erfolgt im Rahmen der gemeindlichen Planungshoheit nach den 

Vorschriften des BauGB. 

Demografischer Wandel 

Die Bevölkerungszahl der Stadt Beckum nahm in den Jahren 2003 bis 2013 kontinuierlich 

ab. Sie sank von 37 888 im Jahr 2003 gemeldeten Personen auf 35 909 am Stichtag 

31. Dezember 2013 gemeldete Personen. In den Jahren 2014 bis 2016 stieg die Bevölke-

rung auf 36 729 Personen am Stichtag 31. Dezember 2016 an. 

Die Entwicklung des Bevölkerungsstandes 2016 ist aufgrund methodischer Änderungen bei 

den Wanderungsstatistiken, technischer Weiterentwicklungen der Datenlieferungen aus 

dem Meldewesen sowie der Umstellung auf ein neues statistisches Aufbereitungsverfahren 

nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Einschränkungen bei der Genauigkeit 

der Ergebnisse können aus der erhöhten Zuwanderung und den dadurch bedingten Prob-

lemen bei der melderechtlichen Erfassung Schutzsuchender resultieren. Die Bevölkerungs-

zahlen zum Stichtag 30. Juni 2017 werden voraussichtlich im April 2018 und zum Stichtag 

31. Dezember 2017 im August 2018 veröffentlicht (Quelle: Landesbetrieb Information und 

Technik Nordrhein-Westfalen – IT.NRW; auf Basis des Zensus 2011). 

Laut städtischer Fortschreibung der Melderegisterzahlen im Fachdienst Bürgerbüro betrug 

die Bevölkerungszahl 37 500 Personen zum Stichtag 31. Dezember 2017 

Vor dem Hintergrund der Bevölkerungsentwicklung ist unter anderem die Entwicklung von 

Wohnbauflächen erforderlich, um die Wohnraumbedarfe abdecken zu können. Hierzu kann 

die Änderung von Bebauungsplänen dienen, um städtebauliche Ziele und marktgängige 

Gebäudetypologien in Einklang zu bringen. 

Erläuterungen 

In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Demographie am 30. Januar 2018 

wurde auf Grundlage eines Antrages der beta Baulandentwicklungsgesellschaft mbH vom 

4. Dezember 2017 die Aufstellung der 5. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. N 67 „Vellerner Straße“ beschlossen (siehe Vorlage 2018/0013 „5. vereinfachte Ände-

rung des Bebauungsplanes Nr. N 67 „Vellerner Straße“ – Aufstellungsbeschluss“). 
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Die beantragten Änderungen fußen auf der bereits durchgeführten 1. und 2. vereinfachten 

Änderung für die Teilfläche B. Ergänzend wird beantragt, die maximale Firsthöhe der Ge-

bäude von 9,00 Meter auf maximal 9,50 Meter anzuheben, um planungsrechtlich den Bau 

der aktuell gängigen Einfamilienhaus- und Doppelhaustypen effizient und damit kosten-

günstig zu ermöglichen. 

Die Antragstellerin hat in Abstimmung mit der Verwaltung die Planquadrat Dortmund GbR 

mit der Durchführung der Bauleitplanung beauftragt. 

Umgrenzung 

Der räumliche Geltungsbereich der 5. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. N 67 „Vellerner Straße“ umfasst die Bauflächen der im westlichen Teilbereich A des Be-

bauungsplanes Nr. N 67 „Vellerner Straße“ festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete 1, 2, 3 

und 4. Der Geltungsbereich wird jeweils von den festgesetzten Straßenverkehrsflächen und 

öffentlichen Grünflächen begrenzt. Die Änderung betrifft die Flurstücke 365, 367, 368, 398, 

399, 400, 401, 402 der Gemarkung Beckum, Flur 311 vollständig sowie das Flurstück 412 

der Gemarkung Beckum, Flur 311 teilweise. Der Geltungsbereich und die Änderungsinhalte 

sind in der Anlage zur Vorlage dargestellt. 

Es wurde festgestellt, dass die Grundzüge der Planung gemäß BauGB nicht berührt sind 

und die Änderung damit im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB vollzogen werden 

kann. Es sind insgesamt keine Auswirkungen auf den von der Plangeberin beabsichtigten 

und bereits im Teilgebiet B bereits realisierten Baugebietstypus zu erwarten.  

Der Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit für die 5. vereinfachte Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. N 67 „Vellerner Straße“ erfolgte in der Sitzung des Ausschusses für 

Stadtentwicklung und Demografie am 14. März 2018 (siehe Vorlage 2018/0038/1 „5. ver-

einfachte Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 67 „Vellerner Straße“ – Beschluss 

über die öffentliche Auslegung“). 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 2 BauGB hat vom 26. März 2018 bis 

27. April 2018 stattgefunden. Parallel erfolgte die Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Ab-

satz 2 BauGB. 

Sowohl von Seiten der Öffentlichkeit als auch im Rahmen der Beteiligung der Behörden 

und der Trägerinnen und Träger öffentlicher Belange sind keine Anregungen zum Bebau-

ungsplanverfahren eingegangen, sodass nunmehr der Satzungsbeschluss empfohlen wer-

den kann. 

Es kann damit festgestellt werden, dass im Planverfahren ein Stand gemäß § 33 BauGB er-

reicht wurde, der eine Zulässigkeit von Bauvorhaben begründet, wenn die Antragstellerin-

nen und Antragsteller die Festsetzungen der 5. vereinfachte Änderung des Bebauungspla-

nes Nr. N 67 „Vellerner Straße“ schriftlich anerkennen. Aktuell liegen dazu bereits Bauan-

träge vor. 

 

Anlage(n): 

Übersicht zu Geltungsbereich und Änderungsinhalten 
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Bebauungsplan Nr. N 67 "Vellerner Straße"
5. vereinfachte Änderung

Anlage 3 zur Vorlage 2018/0013

Datenlizenz Deutschland - Land NRW/ Kreis Warendorf (2017) - Version 2.0

TOP Ö  9TOP Ö  9

sasse
Hervorheben

sasse
Textfeld
Planquadrat Dortmund GbRBüro für Raumplanung, Städtebau + Architektur

sasse
Textfeld
Anlage 1 zur Vorlage 2018/0094



STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Stadtentwicklung 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Herr Denkert 2018/0114 

Telefon: 02521 29-170 öffentlich 

1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nummer 71 "An der Martinskirche" 

– Beschluss über die Anregungen zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 

Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch 

Beratungsfolge: 

Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie 

06.06.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Anregung gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch 

Es wird festgestellt, dass keine Anregungen gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch ein-

gegangen sind. 

2. Anregungen gemäß § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch  

2.1 Anregung des Kreises Warendorf 

(Schreiben vom 26. April 2018, siehe Anlage zur Vorlage) 

Die Hinweise bezüglich der nach Unterlagen des Kreises Warendorf nicht vorhande-

nen Altablagerungen, Altstandorten und schädlichen Bodenveränderungen im Plan-

gebiet werden zur Kenntnis genommen. Der Bitte um eine Bestätigung in der Planbe-

gründung, dass dies auch dem Kenntnisstand der Stadt Beckum entspricht, wird ent-

sprochen und die Planbegründung in Kapitel 8 (Umweltbelange) entsprechend er-

gänzt. 

3. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Baugesetzbuch 

Die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nummer 71 „An der Martinskir-

che“ wird beschlossen. Die Begründung wird beschlossen. 

Mit der Aufstellung der 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nummer 71 

„An der Martinskirche“ sollen die überbaubaren Grundstücksflächen der Wohnbe-

bauung nach Osten und Süden erweitert werden, um marktgerechte Balkone errich-

ten zu können. 
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Die Grundzüge der Planung werden durch die vereinfachte Änderung nicht berührt. 

Im vereinfachten Verfahren wird gemäß § 13 Absatz 3 Baugesetzbuch von einer Um-

weltprüfung nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch, einem Umweltbericht nach § 2a Bau-

gesetzbuch und von Angaben nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Baugesetzbuch, welche Arten 

umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. § 4c Baugesetzbuch 

(„Überwachung“ der Umweltauswirkungen) wird nicht angewandt. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nummer 71 „An der Martinskir-

che“ befindet sich östlich der Hammer Straße und des Mühlenweges an der profa-

nierten Martinskirche. Er umfasst die Grundstücke Flur 36, Flurstücke 1039, 1040, 

1041, 1042, 1043, 1044, 1045 und 1047 in der Gemarkung Beckum. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. Mit der Antragstellerin ist ein Kostenübernahmevertrag – städtebaulicher Ver-

trag – zur Durchführung des Planverfahrens geschlossen worden. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Die Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen und Satzungen nach den §§ 34 und 35 

Baugesetzbuch erfolgt im Rahmen der gemeindlichen Planungshoheit nach den Vorschrif-

ten des Baugesetzbuch (BauGB). 

Demografischer Wandel 

Die Bevölkerungszahl der Stadt Beckum nahm in den Jahren 2003 bis 2013 kontinuierlich 

ab. Sie sank von 37 888 im Jahr 2003 gemeldeten Personen auf 35 909 am Stichtag 

31. Dezember 2013 gemeldete Personen. In den Jahren 2014 bis 2016 stieg die Bevölke-

rung auf 36 729 Personen am Stichtag 30. Juni 2017 an. 

Die Bevölkerungszahlen zum Stichtag 31. Dezember 2017 im August 2018 veröffentlicht. 

Laut IT.NRW sind ab dem Berichtsjahr 2016 die Ergebnisse der Wanderungsstatistik sowie 

die Entwicklung des Bevölkerungsstandes aufgrund methodischer Änderungen und techni-

scher Weiterentwicklungen nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. 

(Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen – IT.NRW; auf Basis 

des Zensus 2011). 

Laut städtischer Fortschreibung der Melderegisterzahlen im Fachdienst Bürgerbüro betrug 

die Bevölkerungszahl 37 500 Personen zum Stichtag 31. Dezember 2017 

Vor dem Hintergrund der Bevölkerungsentwicklung ist unter anderem die Entwicklung von 

Wohnbauflächen erforderlich, um die Wohnraumbedarfe abdecken zu können. Hierzu kann 

die Änderung von Bebauungsplänen dienen, um städtebauliche Ziele und marktgängige 

Gebäudetypologien in Einklang zu bringen. 
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Erläuterungen 

Die Heckmann BAULAND UND WOHNRAUM GmbH & Co. KG beabsichtigt, auf den über-

wiegend unbebauten Flächen in direkter Nachbarschaft zur profanierten Martinskirche 

Wohnbebauung zu errichten. Gleichzeitig wird das Kirchengebäude zu einer Kindertages-

stätte umgebaut. 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen wurde im Jahr 2017 das Verfah-

ren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nummer 71 „An der Martinskirche“ durchge-

führt. 

Der Bebauungsplan wurde nach Durchführung des Verfahrens am 28. September 2017 

durch den Rat der Stadt Beckum als Satzung beschlossen (siehe Vorlage 2017/0196 

– Bebauungsplan Nr. 71 „An der Martinskirche“, Beschluss über die Anregungen zur öffent-

liche Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemäß § 10 

Absatz 1 Baugesetzbuch – und Niederschrift über die Sitzung). 

Durch amtliche Bekanntmachung am 8. November 2017 wurde der Bebauungsplan rechts-

verbindlich. 

Neben der Umnutzung der profanierten Martinskirche in eine Kindertagesstätte ist für den 

südlichen Teilbereich des Plangebietes die Errichtung von 6 3-geschossigen Mehrfamilien-

häusern vorgesehen. Die erforderlichen Stellplätze sollen in einer zusammenhängenden 

Tiefgarage bereitgestellt werden. 

Mit Schreiben vom 15. Dezember 2017 beantragt die Heckmann BAULAND UND 

WOHNRAUM GmbH & Co. KG den Bebauungsplan zu ändern. 

Aufgrund der Überarbeitung der Bauentwürfe für die geplante Wohnbebauung ergibt sich, 

dass die seinerzeit durch die Antragstellerin gewünschten überbaubaren Flächen nicht aus-

reichend sind, um den neuen Entwurf realisieren zu können. 

Durch die Optimierung der Tiefgarage wurde eine Verschiebung der Baukörper notwendig. 

Dadurch ist die Errichtung der Balkone in einer marktgängigen Größe im Rahmen der Fest-

setzungen des mittlerweile rechtsverbindlichen Bebauungsplans nicht möglich. Deshalb 

wird eine Änderung des Bebauungsplans angestrebt. Die Umnutzung der profanier-

ten Martinskirche bleibt davon unberührt. 

In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Demografie vom 30. Januar 2018 

wurde dem Antrag auf Änderung des Bebauungsplans zugestimmt (siehe Vorla-

ge 2018/0012 – Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes Nummer 71 „An der Martins-

kirche“ – und Niederschrift über die Sitzung). 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich östlich der Ham-

mer Straße und des Mühlenweges an der profanierten Martinskirche. Er umfasst die 

Grundstücke Flur 36, Flurstücke 1039, 1040, 1041, 1042, 1043, 1044, 1045 und 1047 in der 

Gemarkung Beckum. 

Die geplante Erweiterung der überbaubaren Grundstücksflächen berührt die Grundzüge 

der Planung nicht, sodass die Änderung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 

durchgeführt werden kann. 
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Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie der Stadt Beckum hat in seiner Sit-

zung am 14. März 2018 den Aufstellungsbeschluss und den Beschluss zur öffentlichen Aus-

legung des Entwurfs des Bebauungsplans und der Begründung gefasst (siehe Vorla-

ge 2018/0025 – 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nummer 71 "An der Mar-

tinskirche", Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur öffentlichen Auslegung – und Nieder-

schrift über die Sitzung). 

Die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurde in der Zeit vom 26. März 2018 bis 27. April 2018 im Fachdienst Stadtplanung und 

Wirtschaftsförderung durchgeführt. Die Beteiligung der sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange ist im gleichen Zeitraum erfolgt. 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden im Auslegungszeitraum keine Anregungen zur Pla-

nung vorgebracht. 

Im Rahmen der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange ist eine abwägungsrelevante Anregung des Kreises Warendorf eingegangen, 

welche als Anlage der Vorlage beigefügt ist. Eine entsprechende Beschlussempfehlung da-

zu kann der Vorlage entnommen werden und wird in der Sitzung erläutert. Eine wesentli-

che Änderung der Planunterlagen, welche eine erneute öffentliche Auslegung erfordern 

würde, wird dadurch nicht begründet. 

Die Verwaltung empfiehlt daher, die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Num-

mer 71 „An der Martinskirche“ mit der vorgeschlagenen Ergänzung der Begründung als 

Satzung zu beschließen. 

In der Sitzung werden Vertreter der Antragstellerin den vorliegenden Bebauungsplanent-

wurf vorstellen. 

Über die Beschlussvorschläge ist aufgrund der verfahrensrechtlichen Relevanz einzeln ab-

zustimmen. 

 

Anlage(n): 

Anregung des Kreises Warendorf vom 26. April 2018 



Auskunft erteilt 

Herr Ziller 

Zimmer 

B2.21 

Kreis Warendorf - Postfach 110561-  48207 Warendorf Telefon 

(02581) 536327 

Fax 

(02581) 536399 

E-Mail 

erhard.ziller@kreis-warendorf.de 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Datum 

Sprechzeiten Bauamt: 

Di. & Do.:  8:00 - 12:00 Uhr 

Do.:    14:00 - 16:00 Uhr 

Antragsannahme: 

Mo.-Do.: 8:00 - 16.00 Uhr 

Fr.:    8:00 - 14:00 Uhr 

Sparkasse Münsterland Ost 

IBAN: DE59 4005 0150 0000 0026 83 

BIC:WELADED1MST 

Hausadresse: 

Kreishaus Warendorf 

Waldenburger Straße 2 

48231 Warendorf 

Sparkasse Beckum-Wadersloh 

IBAN: DE36 4125 0035 0001 0000 17 

BIC:WELADED1BEK 

Telefon: (02581) 53 0 

Fax: (02581) 53 10 99 

E-Mail: verwaltung@kreis-warendorf.de 

Internet: www.kreis-warendorf.de 

Volksbank Beckum-Lippstadt eG 

IBAN: DE77 4166 0124 0100 4871 00 

BIC:GENODEM1LPS 

- 

- 

Stellungnahme 

Zu dem o.a. Planungsvorhaben habe ich folgende Anregungen und Bedenken: 

Untere Wasserbehörde – Sachgebiet Wasserwirtschaft und Gewässerschutz: 

Der Planung wird inhaltlich zugestimmt. 

Untere Bodenschutzbehörde: 

Weder das Kataster des Kreises über altlastverdächtige Flächen und Altlasten noch das Verzeich-
nis über Altablagerungen, Altstandorte und schädliche Bodenveränderungen enthalten zur Zeit 
Eintragungen im Plangebiet/Änderungsbereich und im Untersuchungsgebiet der Umweltprüfung. 

Auch darüber hinaus liegen hier keine Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Altlast oder 
schädlichen Bodenveränderung begründen. 

Ich bitte in der Begründung zu bestätigen, dass auch dem Planungsträger keine Anhaltspunkte für 
schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten (§ 4 (3) Landesbodenschutzgesetz) vorliegen. 

Bauamt 

Stadt Beckum 

Der Bürgermeister 

Weststraße 46 

59269 Beckum 

22.03.2018 63-656/2018 26.04.2018 

Grundstück Beckum 

Vorhaben Stellungnahme zur 1. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 71 "An 

der Martinskirche"

Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BuGB 

Anlage zur Vorlage 2018/0114
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Bezüglich der Umweltprüfung werden Belange des Bodenschutzes in der Begründung/im Umwelt-
bericht auch vom Umfang und Detaillierungsgrad her in ausreichendem Maße berücksichtigt. Er-
gänzungen sind aus meiner Sicht nicht erforderlich. 
 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. Erhard Ziller 

Planungsrecht 

Hinweis: Dieses Schreiben wurde automatisiert erstellt und ist daher nicht unterschrieben. 

 

 



STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Stadtentwicklung 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Herr Denkert 2018/0115 

Telefon: 02521 29-170 öffentlich 

3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nummer N 68 "Im Vinkendahl" 

– Beschluss über die Anregungen zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 

Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch 

Beratungsfolge: 

Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie 

06.06.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Anregung gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch 

Es wird festgestellt, dass keine Anregungen gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch ein-

gegangen sind. 

2. Anregungen gemäß § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch  

2.1 Anregung des Kreises Warendorf 

(Schreiben vom 26. April 2018, siehe Anlage zur Vorlage) 

Die Hinweise bezüglich der nach Unterlagen des Kreises Warendorf nicht vorhande-

nen Altablagerungen, Altstandorten und schädlichen Bodenveränderungen im Plan-

gebiet werden zur Kenntnis genommen. Die Begründung zum Planentwurf macht in 

Kapitel 9.4 bereits folgende Angabe: „Der Stadt Beckum liegen keine Anhaltspunkte 

vor, die den Verdacht einer Altlast oder schädlicher Bodenveränderungen begrün-

den.“ Der Satz wird wie folgt angepasst: „Weder dem Kreis Warendorf noch der 

Stadt Beckum liegen Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Altlast oder schädli-

cher Bodenveränderungen begründen.“ 

3. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Baugesetzbuch 

Die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nummer N 68 „Im Vinkendahl“ 

wird beschlossen. Die Begründung wird beschlossen. 

Mit der Aufstellung der 3. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Num-

mer N 68 „Im Vinkendahl“ sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errich-

tung eines den umliegenden baulichen Bestand in Art und Maß der baulichen Nut-

zung sinnvoll ergänzenden Einfamilienwohnhauses geschaffen werden. 
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Die Grundzüge der Planung werden durch die vereinfachte Änderung nicht berührt. 

Im vereinfachten Verfahren wird gemäß § 13 Absatz 3 Baugesetzbuch von einer Um-

weltprüfung nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch, einem Umweltbericht nach § 2a Bau-

gesetzbuch und von Angaben nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Baugesetzbuch, welche Arten 

umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. § 4c Baugesetzbuch 

(„Überwachung“ der Umweltauswirkungen) wird nicht angewandt. 

Der räumliche Geltungsbereich der 3. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes 

Nummer N 68 „Im Vinkendahl“ umfasst vollumfänglich die Flurstücke 104, 105, 375 

und 376, jeweils in der Flur 311 in der Gemarkung Beckum. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. Mit dem Antragsteller ist ein Kostenübernahmevertrag zur Durchführung des 

Planverfahrens geschlossen worden. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Die Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen und Satzungen nach den §§ 34 und 35 

Baugesetzbuch (BauGB) erfolgt im Rahmen der gemeindlichen Planungshoheit nach den 

Vorschriften des BauGB. 

Demografischer Wandel 

Die Bevölkerungszahl der Stadt Beckum nahm in den Jahren 2003 bis 2013 kontinuierlich 

ab. Sie sank von 37 888 im Jahr 2003 gemeldeten Personen auf 35 909 am Stichtag 

31. Dezember 2013 gemeldete Personen. In den Jahren 2014 bis 2016 stieg die Bevölke-

rung auf 36 729 Personen am Stichtag 30. Juni 2017 an. 

Die Bevölkerungszahlen zum Stichtag 31. Dezember 2017 im August 2018 veröffentlicht. 

Laut IT.NRW sind ab dem Berichtsjahr 2016 die Ergebnisse der Wanderungsstatistik sowie 

die Entwicklung des Bevölkerungsstandes aufgrund methodischer Änderungen und techni-

scher Weiterentwicklungen nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. 

(Quelle: Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen – IT.NRW; auf Basis 

des Zensus 2011). 

Laut städtischer Fortschreibung der Melderegisterzahlen im Fachdienst Bürgerbüro betrug 

die Bevölkerungszahl 37 500 Personen zum Stichtag 31. Dezember 2017 

Vor dem Hintergrund der Bevölkerungsentwicklung ist unter anderem die Entwicklung von 

Wohnbauflächen erforderlich, um die Wohnraumbedarfe abdecken zu können. Hierzu kann 

die Änderung von Bebauungsplänen dienen, um städtebauliche Ziele und marktgängige 

Gebäudetypologien in Einklang zu bringen. 
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Erläuterungen 

Mit Schreiben vom 11. Juli 2017 stellte ein Grundstückseigentümer den Antrag auf Ände-

rung des Bebauungsplanes Nummer N 68 „Im Vinkendahl“. Durch die Änderung einer Teil-

fläche des Bebauungsplanes soll auf dem Grundstück Flur 311, Flurstück 375, Gemar-

kung Neubeckum, die überbaubare Fläche erweitert werden, um den Bau eines weiteren 

Einfamilienwohnhauses zu ermöglichen. 

In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Demografie am 12. September 

2017 wurde dem Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes zugestimmt (siehe Vorla-

ge 2017/0195 – Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 68 „Im Vin-

kendahl“ – und Niederschrift über die Sitzung). 

Der räumliche Geltungsbereich der 3. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes 

Nummer N 68 „Im Vinkendahl“ umfasst vollumfänglich die Flurstücke 104, 105, 375 und 

376, jeweils in der Flur 311 in der Gemarkung Beckum. 

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt: 

 Im Norden durch die südliche Grenze der Flurstücke 191 und 192 in Flur 311. 

 Im Osten durch die westliche Grenze des Flurstückes 700 in Flur 312. 

 Im Süden durch die nördliche Grenze der Flurstücke 106, 107 und 108, jeweils in 

Flur 311 (Verkehrsflächen „Vinkenberg“ und „Im Vinkendahl“). 

 Im Westen durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 196 und 198 (Verkehrsfläche 

„Im Vinkendahl“), jeweils in Flur 311. 

Die geplante Erweiterung der überbaubaren Grundstücksflächen berührt die Grundzüge 

der Planung nicht, sodass die Änderung im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB 

durchgeführt werden kann. 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie der Stadt Beckum hat in seiner Sit-

zung am 14. März 2018 den Aufstellungsbeschluss und den Beschluss zur öffentlichen Aus-

legung des Entwurfs des Bebauungsplans und der Begründung gefasst (siehe Vorla-

ge 2018/0028 – 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nummer N 68 "Im Vin-

kendahl", Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur öffentlichen Auslegung – und Nieder-

schrift über die Sitzung). 

Die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurde in der Zeit vom 26. März 2018 bis 27. April 2018 im Fachdienst Stadtplanung und 

Wirtschaftsförderung durchgeführt. Die Beteiligung der sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange ist im gleichen Zeitraum erfolgt. 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden im Auslegungszeitraum keine Anregungen zur Pla-

nung vorgebracht. 

Im Rahmen der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli-

cher Belange ist eine abwägungsrelevante Anregung des Kreises Warendorf eingegangen, 

welche als Anlage der Vorlage beigefügt ist. Eine entsprechende Beschlussempfehlung da-

zu kann der Vorlage entnommen werden und wird in der Sitzung erläutert. Eine wesentli-

che Änderung der Planunterlagen, welche eine erneute öffentliche Auslegung erfordern 

würde, wird dadurch nicht begründet. 
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Die Verwaltung empfiehlt daher, die 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Num-

mer N 68 „Im Vinkendahl“ mit der vorgeschlagenen Ergänzung der Begründung als Sat-

zung zu beschließen. 

In der Sitzung werden Vertreter des Antragstellers den vorliegenden Bebauungsplanent-

wurf vorstellen. 

Über die Beschlussvorschläge ist aufgrund der verfahrensrechtlichen Relevanz einzeln ab-

zustimmen. 

 

Anlage(n): 

Anregung des Kreises Warendorf vom 26. April 2018 



Auskunft erteilt 

Herr Ziller 

Zimmer 

B2.21 

Kreis Warendorf - Postfach 110561-  48207 Warendorf Telefon 

(02581) 536327 

Fax 

(02581) 536399 

E-Mail 

erhard.ziller@kreis-warendorf.de 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Datum 

Sprechzeiten Bauamt: 

Di. & Do.:  8:00 - 12:00 Uhr 

Do.:    14:00 - 16:00 Uhr 

Antragsannahme: 

Mo.-Do.: 8:00 - 16.00 Uhr 

Fr.:    8:00 - 14:00 Uhr 

Sparkasse Münsterland Ost 

IBAN: DE59 4005 0150 0000 0026 83 

BIC:WELADED1MST 

Hausadresse: 

Kreishaus Warendorf 

Waldenburger Straße 2 

48231 Warendorf 

Sparkasse Beckum-Wadersloh 

IBAN: DE36 4125 0035 0001 0000 17 

BIC:WELADED1BEK 

Telefon: (02581) 53 0 

Fax: (02581) 53 10 99 

E-Mail: verwaltung@kreis-warendorf.de 

Internet: www.kreis-warendorf.de 

Volksbank Beckum-Lippstadt eG 

IBAN: DE77 4166 0124 0100 4871 00 

BIC:GENODEM1LPS 

- 

- 

Stellungnahme 

Zu dem o.a. Planungsvorhaben habe ich folgende Anregungen und Bedenken: 

Untere Wasserbehörde – Sachgebiet Wasserwirtschaft und Gewässerschutz: 

Der Planung wird inhaltlich zugestimmt. 

Untere Bodenschutzbehörde: 

Weder das Kataster des Kreises über altlastverdächtige Flächen und Altlasten noch das Verzeich-
nis über Altablagerungen, Altstandorte und schädliche Bodenveränderungen enthalten zur Zeit 
Eintragungen im Plangebiet/Änderungsbereich und im Untersuchungsgebiet der Umweltprüfung. 

Auch darüber hinaus liegen hier keine Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Altlast oder 
schädlichen Bodenveränderung begründen. 

Bauamt 

Stadt Beckum 

Der Bürgermeister 

Weststraße 46 

59269 Beckum 

22.03.018 63-658/2018 26.04.2018 

Grundstück Beckum 

Vorhaben Stellungnahme zur 3. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. N68 "Im 

'Vinkendahl" 

Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 

Anlage zur Vorlage 2018/0115
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Bezüglich der Umweltprüfung werden Belange des Bodenschutzes in der Begründung /im Um-
weltbericht auch vom Umfang und Detaillierungsgrad her in ausreichendem Maße berücksichtigt. 
Ergänzungen sind aus meiner Sicht nicht erforderlich. 
 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. Erhard Ziller 

Planungsrecht 

Hinweis: Dieses Schreiben wurde automatisiert erstellt und ist daher nicht unterschrieben. 

 

 



STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Fachbereich Stadtentwicklung 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Herr Denkert 2018/0116 

Telefon: 02521 29-170 öffentlich 

1. Änderung des Bebauungsplans Nummer N 41 "Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße" 

– Beschluss über die Anregungen zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Absatz 2 

   Baugesetzbuch und Satzungsbeschluss gemäß § 10 Absatz 1 Baugesetzbuch 

Beratungsfolge: 

Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie 

06.06.2018 Beratung 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

1. Anregung gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch 

Es wird festgestellt, dass keine Anregungen gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch ein-

gegangen sind. 

2. Anregungen gemäß § 4 Absatz 2 Baugesetzbuch 

2.1 Anregung des LWL – Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster 

(Schreiben vom 27. März 2018, siehe Anlage 1 zur Vorlage) 

Der Hinweis, dass keine grundsätzlichen Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis ge-

nommen. Der Bitte zur Ergänzung des bereits vorhandenen Hinweises durch die auf-

gezeigten Punkte wird gefolgt. 

2.2 Anregung des Geologischen Dienstes Nordrhein-Westfalen 

(Schreiben vom 12. April 2018, siehe Anlage 2 zur Vorlage) 

Die vorgetragenen Hinweise zur Ingenieurgeologie, zum Mutterboden und zur Nie-

derschlagsversickerung werden zur Kenntnis genommen. Bereits zum Aufstellungs-

verfahren erfolgte eine Baugrunduntersuchung, die unter anderem im Ergebnis fest-

stellt, dass eine (ortsnahe) Versickerung im Plangebiet nicht möglich ist. Der Hinweis 

zum Mutterboden wird in der Begründung im Kapitel 7.3 ergänzt. 

2.3 Anregung der Deutschen Telekom Technik GmbH Niederlassung West 

(Schreiben vom 23. April 2018, siehe Anlage 3 zur Vorlage) 

Der Hinweis, dass keine grundsätzlichen Einwände bestehen, wird zur Kenntnis ge-

nommen. Da es sich um einen Angebotsbebauungsplan im Stadtzentrum Neubeck-
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ums handelt, können zum jetzigen Zeitpunkt keine konkreten Angaben zur Anzahl 

der geplanten Gebäude und der Wohneinheiten gemacht werden. 

2.4 Anregung des Kreises Warendorf 

(Schreiben vom 26. April 2018, siehe Anlage 4 zur Vorlage) 

Die Hinweise bezüglich der nach Unterlagen des Kreises Warendorf nicht vorhande-

nen Altablagerungen, Altstandorte und schädlichen Bodenveränderungen werden zur 

Kenntnis genommen. Die Begründung zum Planentwurf enthält bereits im Kapitel 7.2 

Aussagen zu dem Thema. Das Kapitel wird dennoch um den Satz „Weder dem 

Kreis Warendorf noch der Stadt Beckum liegen Anhaltspunkte vor, die den Verdacht 

einer Altlast oder schädlichen Bodenveränderungen begründen.“ ergänzt. 

Den redaktionellen Empfehlungen des Gesundheitsamtes wird zur Verdeutlichung 

des Sachverhaltes gefolgt. Wesentliche Änderungen ergeben sich dadurch nicht, da 

der Punkt bereits im Rahmen der Begründung in Kapitel 7.1 aufgezeigt wurde. Ein 

Hinweis auf die Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte im Bestand 

wird auf dem Plan ergänzt und zusätzlich aufgenommen. 

2.5 Anregung der Handwerkskammer Münster 

(Schreiben vom 27. April 2018, siehe Anlage 5 zur Vorlage) 

Das Plangebiet befindet sich östlich des Stadtteilzentrums von Neubeckum und wird 

zu Wohnzwecken einerseits und vor allem zu kirchlichen/sozialen Zwecken anderer-

seits genutzt. Im (direkten) Umfeld sind die St.-Joseph-Kirche, die Friedrich-von-

Bodelschwingh-Schule sowie die Kindertagesstätte St. Joseph vorhanden. Ebenso ist 

zukünftig ein Neubau der Kindertagesstätte sowie ein Seniorenwohnheim beabsich-

tigt. Derzeit und auch zukünftig ist somit kein Handwerk vorhanden, das durch die 

Festsetzungen berührt sein könnte.  

Darüber hinaus sollen sich Einzelhandelsnutzungen, entsprechend des Einzelhandels-

konzeptes für die Stadt Beckum, eher zum westlich angrenzenden zentralen Versor-

gungsbereich orientieren. Ebenso hat die Sicherung und Stärkung des Stadtteilzent-

rums Neubeckum im Rahmen der weiteren Einzelhandelsentwicklung oberste Priori-

tät. Aus den zuvor genannten Gründen wird der Anregung nicht gefolgt. 

3. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Baugesetzbuch 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-

Straße“ wird beschlossen. Die Begründung wird beschlossen. 

Mit der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 41 „Haupt-

straße/Rektor-Wilger-Straße“ soll die bisher festgesetzte Gemeinbedarfsfläche geän-

dert werden, um eine Nachverdichtung im östlich vom Zentrum gelegenen Bereich zu 

ermöglichen. 

Die Änderung wird gemäß § 13a Baugesetzbuch im beschleunigten Verfahren durch-

geführt. Von einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 Baugesetzbuch, einem Umwelt-

bericht nach § 2a Baugesetzbuch und von Angaben nach § 3 Absatz 2 Satz 2 Bauge-

setzbuch, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, wird abge-

sehen. § 4c Baugesetzbuch („Überwachung“ der Umweltauswirkungen) wird nicht an-

gewandt. 
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Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. Mit der Antragstellerin ist ein Kostenübernahmevertrag zur Durchführung des 

Planverfahrens geschlossen worden. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Die Aufstellung und Änderung von Bauleitplänen und Satzungen nach den §§ 34 und 35 

Baugesetzbuch (BauGB) erfolgt im Rahmen der gemeindlichen Planungshoheit nach den 

Vorschriften des BauGB. 

Demografischer Wandel 

Aspekte des demografischen Wandels sind nicht zu berücksichtigen. 

Erläuterungen 

Mit Schreiben vom 11. Juli 2017 stellte das Architekturbüro Fritzen + Müller-Giebeler Ar-

chitekten BDA für die Bauherrin Natrop GbR den Antrag auf Änderung des Bebauungspla-

nes Nummer N 41 „Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“. 

Durch die Änderung des Bebauungsplanes soll auf dem Flurstück 216 in Neubeckum in 

unmittelbarer Nachbarschaft zur Pfarrkirche St. Joseph eine Kindertagesstätte mit 

4 Gruppen und 2 darüber liegenden Altenwohngruppen mit insgesamt 18 Plätzen in 

3-geschossiger Bauweise erstellt werden. 

Die derzeitigen Festsetzungen des Bebauungsplanes lassen eine derartige Bebauung nicht 

zu, da einerseits die Geschossigkeit auf maximal 2 Vollgeschosse begrenzt ist und anderer-

seits lediglich eine Nutzung als Gemeindezentrum zulässig ist. 

Um das Vorhaben im Zuge einer Nachverdichtung realisieren zu können, wird die Ände-

rung einer Teilfläche des seit 1970 rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nummer N 41 

„Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“ erforderlich. 

In der Sitzung des Ausschusses für Stadtentwicklung und Demografie am 12. September 

2017 wurde dem Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes zugestimmt (siehe Vorla-

ge 2017/0199 – Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 41 „Hauptstraße/ 

Rektor-Wilger-Straße“ – und Niederschrift über die Sitzung). 

Der räumliche Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 41 

„Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“ umfasst die Grundstücke Flur 307, Flurstücke 216, 466 

und 467 der Gemarkung Beckum. Die Änderung wird gemäß § 13a BauGB im beschleunig-

ten Verfahren durchgeführt, da die Voraussetzungen für einen Bebauungsplan der Innen-

entwicklung gegeben sind. 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Demografie der Stadt Beckum hat in seiner Sit-

zung am 14. März 2018 den Aufstellungsbeschluss und den Beschluss zur öffentlichen Aus-

legung des Entwurfs des Bebauungsplans und der Begründung gefasst (siehe Vorla-

ge 2018/0030 – 1. Änderung des Bebauungsplans Nummer N 41 "Hauptstraße/Rektor-

Wilger-Straße", Aufstellungsbeschluss und Beschluss über die öffentliche Auslegung – und 

Niederschrift über die Sitzung). 



- 4 - 

Die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurde in der Zeit vom 26. März 2018 bis 27. April 2018 im Fachdienst Stadtplanung und 

Wirtschaftsförderung durchgeführt und die Beteiligung der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange ist im gleichen Zeitraum erfolgt. 

Von Seiten der Öffentlichkeit wurden im Auslegungszeitraum keine Anregungen zur Pla-

nung vorgebracht. 

Im Rahmen der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sind 5 für den Bebauungsplan relevante Anregungen eingegangen, welche dieser 

Vorlage als Anlagen 1 bis 5 beigefügt sind. Entsprechende einzelne Beschlussempfehlun-

gen dazu können der Vorlage entnommen werden und werden in der Sitzung erläutert. 

Eine wesentliche Änderung der Planunterlagen, welche eine erneute öffentliche Auslegung 

erfordern würde, wird dadurch nicht begründet. 

Die Verwaltung empfiehlt daher, die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nummer N 41 

„Hauptstraße/Rektor-Wilger-Straße“ mit den vorgeschlagenen Ergänzungen als Satzung zu 

beschließen. 

In der Sitzung werden Vertreter der Antragstellerin den vorliegenden Bebauungsplanent-

wurf vorstellen. 

Über die Beschlussvorschläge ist aufgrund der verfahrensrechtlichen Relevanz einzeln ab-

zustimmen. 

 

Anlage(n): 

1 Schreiben des LWL – Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster 

2 Schreiben des Geologischen Dienstes Nordrhein-Westfalen 

3 Schreiben der Deutschen Telekom Technik GmbH Niederlassung West 

4 Schreiben des Kreises Warendorf 

5 Schreiben der Handwerkskammer Münster 



Stellungnahme(n) (Stand: 27.03.2018)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N41 \"Hauptstraße / Rektor-Wilger-Straße\", 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 26.03.2018 - 27.04.2018

Behörde: LWL - Archäologie für Westfalen, Außenstelle Münster

Frist: 27.04.2018 

Stellungnahme: Erstellt von: Sabine Tiemann, am: 27.03.2018 , Aktenzeichen: Gr/Ti/M 220/18B

Sehr geehrte Damen und Herren,

es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen die o. g. Planung. Unser Referat Paläontologie
bittet jedoch, zu dem bereits aufgenommenen Hinweis betr. archäologischer Bodenfunde, noch folgende
Punkte hinzuzufügen:
1. Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL-Archäologie für Westfalen,
An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie,
Sentruper Straße 285, 48161 Münster schriftlich mitzuteilen.
2. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der betroffenen
Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläontologische Untersuchungen
durchführen zu können (§ 28 DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der
Untersuchungen freizuhalten.

Mit freundlichen Grüßen
i.A.
Sabine Tiemann

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Stellungnahme(n) (Stand: 12.04.2018)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N41 \"Hauptstraße / Rektor-Wilger-Straße\", 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 26.03.2018 - 27.04.2018

Behörde: Geologischer Dienst Nordrhein-Westfalen Landesbetrieb

Frist: 27.04.2018 

Stellungnahme: Erstellt von: Stefan Miara, am: 12.04.2018 , Aktenzeichen: 31.130/2228/2018

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus ingenieurgeologischer Sicht ist vor Beginn von Baumaßnahmen der Baugrund objektbezogen zu
untersuchen und zu bewerten.

Nach § 202 BauGB in Verbindung mit DIN 18915 ist bei Errichtung oder Änderung von baulichen
Anlagen der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung zu
schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung zu lagern und später
wieder einzubauen.

Ich bitte zu prüfen, ob im Falle von Flächenversiegelungen Möglichkeiten zur ortsnahen Versickerung
gering verschmutzter Niederschlagswässer gem. § 44 LWG (Landeswasserge-setz NRW) i.V.m. § 55(2)
WHG (Wasserhaushaltsgesetz) bestehen.

Ich bitte um weitere Beteiligung im laufenden Verfahren.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrag:
Dr. Stefan Miara

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Stellungnahme(n) (Stand: 25.04.2018)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N41 \"Hauptstraße / Rektor-Wilger-Straße\", 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 26.03.2018 - 27.04.2018

Behörde: Deutsche Telekom Technik GmbH T NL West, PTI 15

Frist: 27.04.2018 

Stellungnahme: Erstellt von: Eckhard Böker, am: 23.04.2018 , Aktenzeichen: WMSTI: 76875688

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu
der o. g. Planung nehme ich wie folgt Stellung:

Gegen die vorgelegte Änderung des Bebauungsplanes bestehen keine grundsätzlichen Einwände.

Die Begründung zum Entwurf enthält keine Angaben zur Anzahl der geplanten Gebäude und der
Wohneinheiten.
Diese Daten werden jedoch als Entscheidungsgrundlage für die Versorgung des Plangebietes mit
Kupfer- oder Glasfasertechnologie benötigt.

Mit freundlichen Grüßen

Eckhard Böker 

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
Technik Niederlassung West
Eckhard Böker
Referent
Dahlweg 100, 48153 Münster
+49 251 78877-7710 (Tel.)
E-Mail: Eckhard.Boeker@telekom.de
www.telekom.de

ERLEBEN, WAS VERBINDET. 

DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
Aufsichtsrat: Niek Jan van Damme (Vorsitzender)
Geschäftsführung: Walter Goldenits (Vorsitzender), Maria Stettner, Dagmar Vöckler-Busch
Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190 Sitz der Gesellschaft Bonn USt-IdNr. DE 814645262

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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Auskunft erteilt 

Herr Ziller 

Zimmer 

B2.21 

Kreis Warendorf - Postfach 110561-  48207 Warendorf Telefon 

(02581) 536327 

Fax 

(02581) 536399 

E-Mail 

erhard.ziller@kreis-warendorf.de 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Datum 

Sprechzeiten Bauamt: 

Di. & Do.:  8:00 - 12:00 Uhr 

Do.:    14:00 - 16:00 Uhr 

Antragsannahme: 

Mo.-Do.: 8:00 - 16.00 Uhr 

Fr.:    8:00 - 14:00 Uhr 

Sparkasse Münsterland Ost 

IBAN: DE59 4005 0150 0000 0026 83 

BIC:WELADED1MST 

Hausadresse: 

Kreishaus Warendorf 

Waldenburger Straße 2 

48231 Warendorf 

Sparkasse Beckum-Wadersloh 

IBAN: DE36 4125 0035 0001 0000 17 

BIC:WELADED1BEK 

Telefon: (02581) 53 0 

Fax: (02581) 53 10 99 

E-Mail: verwaltung@kreis-warendorf.de 

Internet: www.kreis-warendorf.de 

Volksbank Beckum-Lippstadt eG 

IBAN: DE77 4166 0124 0100 4871 00 

BIC:GENODEM1LPS 

- 

- 

Stellungnahme 

Zu dem o.a. Planungsvorhaben habe ich folgende Anregungen und Bedenken: 

Untere Wasserbehörde – Sachgebiet Wasserwirtschaft und Gewässerschutz: 

Der Planung wird inhaltlich zugestimmt. 

Untere Bodenschutzbehörde: 

Weder das Kataster des Kreises über altlastverdächtige Flächen und Altlasten noch das Verzeich-
nis über Altablagerungen, Altstandorte und schädliche Bodenveränderungen enthalten zur Zeit 
Eintragungen im Plangebiet/Änderungsbereich und im Untersuchungsgebiet der Umweltprüfung. 

Auch darüber hinaus liegen hier keine Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Altlast oder 
schädlichen Bodenveränderung begründen. 

Bezüglich der Umweltprüfung werden Belange des Bodenschutzes in der Begründung /im Um-
weltbericht auch vom Umfang und Detaillierungsgrad her in ausreichendem Maße berücksichtigt. 
Ergänzungen sind aus meiner Sicht nicht erforderlich. 

Bauamt 

Stadt Beckum 

Der Bürgermeister 

Weststraße 46 

59269 Beckum 

22.03.2018 63-660/2018 26.04.2018 

Grundstück Beckum 

Vorhaben Stellungnahme zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. N41 "Hauptstra-

ße/Rektor-Wilger-Straße"

Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Anlage 4 zur Vorlage 2018/0116

TOP Ö  12TOP Ö  12



- 2 - 

 

 

 

Gesundheitsamt: 

 

Redaktionelle Hinweise, Empfehlungen zur Thematik Immissionen: 

(im Rahmen der Verfahrensbeteiligung bereits auch telefonisch gegenüber dem Planungs-

büro erläutert und erörtert): 

 

Unter 7.1 der Begründung wird die Aussage getroffen: 

Das schalltechnische Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass keine unzulässigen Immissi-

onen (Beurteilungspegel < 50 dB(A)) auf das Plangebiet…einwirken, weshalb keine geson-

derten Festsetzungen erforderlich sind.“ 

Die Kernaussage ist plausibel und nachvollziehbar. Die Präzisierung in Klammern: „Beurtei-

lungspegel < 50 dB(A)“ ist dem Immissionsgutachten in diesem Zusammenhang so aller-

dings nicht zu entnehmen bzw. nicht nachvollziehbar. Ich empfehle daher eine redaktionelle 

Überprüfung des Beurteilungspegel-Wertes. 

 

Unter 7.1 der Begründung wird weiterhin festgehalten: 

„Für die westl. Fassade des Gebäudes Kirchstraße 7 zeigen die Berechnungen …eine 

Überschreitung der schalltechn. Orientierungswerte tags und nachts. Dieser Bereich liegt 

jedoch außerhalb der Baugrenzen…, weshalb auf diese Überschreitung im Bestand hinge-

wiesen wird.“ 

Die außerhalb der Baugrenzen befindliche westliche Gebäudefront des bestehenden Ge-

bäudes befindet sich im Lärmpegelbereich III. Im Rahmen von Gebäudesanierungen und -

Modernisierungen kann es meines Wissens auch zu baulichen Veränderungen im Bestand 

außerhalb der festgesetzten Baugrenzen kommen. Diese Sanierungen/Modernisierungen 

können Auswirkungen auf den Schallschutz haben. Daher wird angeregt auf die vorliegende 

Überschreitung im Bestand in der Legende des Planes nachrichtlich hinzuweisen (ggfls. ein-

schließlich verbaler Benennung des Lärmpegelbereiches oder ähnlicher Darstellung der zu 

berücksichtigenden Lärmbelastung). 

 

 

 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

gez. Erhard Ziller 

Planungsrecht 

Hinweis: Dieses Schreiben wurde automatisiert erstellt und ist daher nicht unterschrieben. 

 

 



Stellungnahme(n) (Stand: 08.05.2018)

Sie betrachten: Bebauungsplan Nr. N41 \"Hauptstraße / Rektor-Wilger-Straße\", 1. Änderung

Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i. V. m. § 13a BauGB

Zeitraum: 26.03.2018 - 27.04.2018

Behörde: Handwerkskammer Münster

Frist: 27.04.2018 

Stellungnahme: Erstellt von: Pia Lemberg, am: 27.04.2018 , Aktenzeichen: B3.3 Hj/Lem

Sehr geehrte Damen und Herren,

insbesondere mit Blick auf die besonderen Belange des Handwerks, regen wir an, Einzelhandel als
geringfügigen Annex von Gewerbebetrieben ausnahmsweise in der folgenden Form zuzulassen:

„Ausnahmsweise können bei Handwerks- und Dienstleistungsbetrieben sowie vor Ort produzierenden
Gewerbebetrieben nach 31 Abs. 1 BauGB auch Waren zum Verkauf angeboten werden, sofern 

• die angebotenen Waren in einem räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem im Baugebiet
ansässigen Hauptbetrieb stehen,
• die Verkaufsfläche dem Hauptbetrieb in Grundfläche und Baumasse untergeordnet ist und
• die Verkaufsfläche einer solchen Verkaufsstätte nicht mehr als 100 qm umfasst.“

Freundliche Grüße
Handwerkskammer Münster
im Auftrag

Pia Lemberg
Sachbearbeiterin Standortberatung
Geschäftsbereich Wirtschaftsförderung

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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STADT BECKUM 
DER BÜRGERMEISTER 

Federführung: Ratsbüro 
Vorlage 
zu TOP 

Beteiligte(r): Fachbereich Recht, Sicherheit und Ordnung 

Fachbereich Stadtentwicklung 

Fachbereich Umwelt und Bauen 

Auskunft erteilt: Herr Wilmes 2018/0117 

Telefon: 02521 25-105 öffentlich 

Anregungen nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

Beratungsfolge: 

Rat der Stadt Beckum 

07.06.2018 Entscheidung 

 

Beschlussvorschlag: 

Sachentscheidung 

Die als Anlagen beigefügten Anregungen werden gemäß § 24 Absatz 1 Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen an den Ausschuss für Bauen, Umwelt, Energie und 

Vergaben zur Erledigung übertragen. 

Kosten/Folgekosten 

Es entstehen Sach- und Personalkosten, die dem laufenden Verwaltungsbetrieb zuzuord-

nen sind. 

Finanzierung 

Es entstehen keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt. 

 

Begründung: 

Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 24 Absatz 1 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen hat jeder das 

Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Anregungen oder Be-

schwerden in Angelegenheiten der Gemeinde an den Rat zu wenden. Die Zuständigkeiten 

der Ausschüsse und des Bürgermeisters werden hierdurch nicht berührt. Die Erledigung 

von Anregungen und Beschwerden kann der Rat einem Ausschuss übertragen. 

Demografischer Wandel 

Aspekte des demografischen Wandels sind nicht zu beachten. 

Erläuterungen 

Bei der Verwaltung sind 4 Anregungen nach § 24 Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen eingegangen (siehe Anlagen zur Vorlage). 
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Die Anregungen vom Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. – Kreisgrup-

pe Warendorf (siehe Anlage 1 zur Vorlage) sowie von den Herren Stumpenhorst und Scha-

kau (siehe Anlage 2 zur Vorlage) betreffen inhaltlich Fragen zur Steigerung und Sicherung 

der Biodiversität durch Maßnahmen auf städtischen Flächen und durch allgemeine Förde-

rungsmaßnahmen. Aufgrund dieser inhaltlichen Überschneidung sollen beide Anträge zu-

nächst zur fachlichen Beratung an den Ausschuss für Bauen, Umwelt, Energie und Verga-

ben verwiesen werden. Aufgrund des Zusammenhangs soll die Beratung und Entscheidung 

über beide Anträge dort zeitgleich erfolgen. Die Antragsteller wurden über das weitere 

Vorgehen unterrichtet. 

Auch die beiden anderen Anregungen (siehe Anlagen 3 und 4 zur Vorlage), die eine Ände-

rung von Tempolimits auf Straßen und die Errichtung eines Fußgängerüberwegs themati-

sieren, sollen zur fachlichen Beratung an den Ausschuss für Bauen, Umwelt, Energie und 

Vergaben verwiesen werden. 

 

Anlage(n): 

1 Anregung „Biodiversität stärken“ 

2 Anregung „Beckum blüht auf“ 

3 Anregung „Ausweisung Tempo 50 Holtmarweg“ 

4 Anregung „Tempo 30 Elisabethstraße“ 
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T
O

P
 Ö

  1
3

T
O

P
 Ö

  1
3



Anlage 4 zur Vorlage 2018/0117
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